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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Regionalpolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 


eine Entscheidung des Rates über die Mittel eines Vor- 
gehens der Gemeinschaft auf dem Gebiet regionaler Ent- 
wicklung und Aufzeichnung über die Regionalpolitik in der 
Gemeinschaft. 


Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 17. Oktober 
1969 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Der Wirtschafts- und Sozialausschuß und das Europäische Parla- 
ment haben ihre Stellungnahmen am 24. April bzw. 12. Mai 1970 
abgegeben. 

Der Rat hat erst jetzt die Beratungen über die Regionalpolitik 
aufgenommen und wird diese anläßlich seiner nächsten Rats- 
tagungen fortsetzen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 

Brandt 
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Vorschlag für eine Entscheidung des Rates 
über die Mittel eines Vorgehens der Gemeinschaft 
auf dem Gebiet regionaler Entwicklung 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 235, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe; 

Nach Artikel 2 des Vertrages hat die Gemeinschaft 
die Aufgabe, eine harmonische Entwicklung des 
Wirtschaftslebens innerhalb der Gemeinschaft zu 
fördern. 

Die Maßnahmen gemäß Artikel 3 des Vertrages 
zur Einführung gemeinsamer Politiken — - insbeson- 
dere die Agrarpolitik und gewisse Elemente der 
Verkehrspolitik — , die Errichtung eines Systems, 
das den Wettbewerb im Gemeinsamen Markt vor 
Verzerrungen schützt, die Koordinierung der Wirt- 
schaftspolitiken sowie die Einführung einer Energie- 
politik oder einer Industriepolitik der Gemeinschaft 
sind unerläßlich, um den Abstand zwischen den ein- 
zelnen Regionen und den Rückstand der am stärk- 
sten benachteiligten Regionen zu verkürzen, wäh- 
rend andererseits die Koordinierung der Regional- 
politiken die Einführung der gemeinsamen Politiken 
erleichtern wird. 

Die Verträge enthalten eine ganze Reihe von Vor- 
schriften — vor allem über Maßnahmen der öffent- 
lichen Hand — die zur Lösung bestimmter Probleme 
der Regionalpolitik beitragen sollen. 

Dennoch gilt es, unbeschadet der Verpflichtungen 
und Befugnisse, die den Mitgliedstaaten und der Ge- 
meinschaft aus diesen Vertragsbestimmungen er- 
wachsen, dafür zu sorgen, daß die von den Mitglied- 
staaten — die für die Aufstellung und Ausführung 
regionaler Entwicklungspläne zuständig sind — vor- 
gesehenen Maßnahmen mit den Zielen der Gemein- 
schaft übereinstimmen. Die Auswahl und die Reihen- 
folge dieser Maßnahmen müssen mit den Erforder- 
nissen der Errichtung des Gemeinsamen Marktes und 
der schrittweisen Annäherung der Wirtschaftspolitik 
der Mitgliedstaaten in Einklang gebracht werden. Zu 
diesem Zweck muß ein Verfahren geschaffen werden, 
mit dessen Hilfe die Kommission alle Angaben Zu- 
sammentragen kann, die sie braucht, um die für 
notwendig erachteten Empfehlungen und Stellung- 
nahmen abzugeben. 

Zu diesem Zweck ist es unerläßlich, daß die Kom- 
mission mit jedem Mitgliedstaat die Lage der Ge- 


biete prüft, für die es angesichts der Notwendig- 
keiten und der Auswirkungen der Errichtung des 
Gemeinsamen Marktes und der schrittweisen An- 
näherung der Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten 
dringend ist, einen Entwicklungsplan aufzustellen, 
zu ergänzen und auszuführen. Für die Erörterung 
des Inhalts dieser Pläne ist von der Kommission und 
dem betreffenden Mitgliedstaat im gegenseitigen 
Einvernehmen eine Reihenfolge festzulegen. 

Die Erörterung des Plans durch die Kommission 
und den betreffenden Mitgliedstaat kann auch die 
Beteiligung der übrigen Mitgliedstaaten erfordern. 
Zu diesem Zweck muß ein gemeinschaftlicher 
Rahmen in Gestalt des Ständigen Ausschusses für 
regionale Entwicklung als Organ für gegenseitige 
Konsultation geschaffen werden, dem Vertreter der 
Mitgliedstaaten und der Kommission angehören. 

Die Aussichten und die allgemeinen Programme 
der Mitgliedstaaten auf dem Gebiet der Regional- 
politik, allgemeiner gesprochen, die Probleme, die 
der Gemeinsame Markt im Regionalbereich aufwirft, 
sowie die Probleme im Zusammenhang mit der 
Durchführung der Regionalpolitik, insbesondere im 
Zusammenhang mit der Haushaltspolitik, müssen 
auf Gemeinschaftsebene geprüft werden, um die 
Suche nach übereinstimmenden Lösungen zu erleich- 
tern. Der Ständige Ausschuß für regionale Entwick- 
lung ist das geeignete Gremium, das diese Prüfung 
vornehmen und alle diesbezüglichen Stellungnahmen 
abgeben kann. 

Stellt die Kommission nach Erörterung im Stän- 
digen Ausschuß für regionale Entwicklung fest, daß 
die vorgelegten Pläne zur Regionalentwicklung den 
Bedürfnissen des Funktionierens des Gemeinsamen 
Markts und der schrittweisen Annäherung der Wirt- 
schaftspolitik entsprechen, so müssen die Aktions- 
mittel der Gemeinschaft die Ausführung dieser Pläne 
fördern können. Zinsvergütungen oder Bürgschaften 
für Darlehen der Gemeinschaft, die zur Finanzierung 
dieser Pläne beitragen, bilden eine geeignete Form 
der Beihilfe. Es sind daher ein Zinsvergütungsfonds 
und ein Bürgschaftssystem für regionale Entwicklung 
zu errichten. 

Ferner ist es wünschenswert, im Rahmen der be- 
stehenden institutioneilen Vorschriften den Einsatz 
der übrigen Aktionsmittel, die der Gemeinschaft ge- 
mäß den Bestimmungen über die Europäische In- 
vestitionsbank, den Europäischen Sozialfonds und 
den Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds 
für die Landwirtschaft sowie den Vorschriften von 
Artikel 56 des Vertrags über die Gründung der Euro- 
päischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl zur Ver- 
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fügung stehen und die zur Förderung dieser Entwick- 
lungspläne beitragen können, zu koordinieren. 

Eine bessere Kenntnis der Investoren von den 
verschiedenen für sie wissenswerten Tatsachen ist 
geeignet, die Wirksamkeit der Investitionen zu ver- 
größern, welche Bestandteil der regionalen Entwick- 
lungspläne bilden. Zu diesem Zweck ist eine Ko- 
ordinierung zu fördern und die Information zu ver- 
stärken. 

Die hier aufgeführten Mittel sind notwendig, um 
eines der Ziele der Gemeinschaft zu verwirklichen. 
Der Vertrag sieht die hierfür erforderlichen Befug- 
nisse nicht vor 

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Die Kommission prüft regelmäßig mit jedem Mit- 
gliedstaat die Lage der Gebiete, für die es angesichts 
der Notwendigkeiten und der Ausv/irkungen der 
Errichtung des Gemeinsamen Marktes und der 
schrittweisen Annäherung der Wirtschaftspolitik der 
Mitgliedstaaten besonders dringend ist, Entwick- 
lungspläne aufzustellen, zu ergänzen und auszu- 
führen. 

Dringlichkeit wird angenommen für Gebiete; 

— die in ihrer Entwicklung zurückgeblieben sind, 
insbesondere aufgrund überwiegend landwirt- 
schaftlicher Tätigkeiten; 

— die sich aufgrund der Veränderungen bei vor- 
herrschenden wirtschaftlichen Tätigkeiten im 
Rückgang befinden; 

— in Grenzlagen, wenn die Notwendigkeit einer 
Koordinierung zwischen Mitgliedstaaten beson- 
ders spürbar ist; 

- — in denen strukturelle Arbeitslosigkeit festgestellt 
wird. 

2. Die Prüfungen finden statt: 

— jährlich auf Veranlassung der Kommission, und 
zwar erstmalig drei Monate nach Inkrafttreten 
dieser Entscheidung; 

— wenn eine Lage entstanden ist, die nach Ansicht 
eines oder mehrerer Mitgliedstaaten oder der 
Kommission die Prüfung erfordert. 

3. Stimmen der betreffende Mitgliedstaat und die 
Kommission aufgrund der Prüfungen darin überein, 
daß es dringend notwendig ist, Entwicklungspläne 
für ein oder mehrere Gebiete aufzustellen, zu ergän- 
zen und durchzuführen, so legen die Kommission 
und der betreffende Mitgliedstaat im gegenseitigen 
Einvernehmen die Reihenfolge fest, nach der diese 
Pläne nach Maßgabe von Artikel 4 erörtert werden. 

Artikel 2 

Wenn die Prüfungen nach Artikel 1 dieser Ent- 
scheidung nicht zu einer Übereinstimmung führen, 
bleibt der Kommission jederzeit die Möglichkeit, den 
Mitgliedstaaten zu empfehlen, die in bestimmten 


Gegenden durchzuführenden Entwicklungspläne auf- 
zustellen, gegebenenfalls zu ergänzen und nach Maß- 
gabe von Artikel 4 zur Erörterung vorzulegen. 

Artikel 3 

Die zur Erörterung vorgelegten regionalen Ent- 
wicklungspläne müssen mindestens hinreichend ge- 
naue Angaben enthalten über: 

— die Analyse der Lage und der Entwicklungs- 
tendenzen (Demographie, Beschäftigung, Regio- 
nalprodukt, sektorale Struktur, Infrastruktur), 

— die vorgesehenen Maßnahmen einschließlich 
eines Zeitplans und der Angabe der verantwort- 
lichen Behörden, 

— die öffentliche Finanzierung und die Aussichten 
für private Investitionen. 

Artikel 4 

1. Die verschiedenen Gesichtspunkte des regio- 
nalen Entwicklungsplanes werden von der Kommis- 
sion mit dem betroffenen Mitgliedstaat im Hinblick 
auf die Notwendigkeiten und die Auswirkungen der 
Errichtung und des Funktionierens des Gemeinsamen 
Marktes sowie der schrittweisen Annäherung der 
Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten geprüft. 

2. Auf Verlangen der Kommission oder des be- 
troffenen Mitgliedstaates wird der regionale Ent- 
wicklungsplan im Ständigen Ausschuß für regionale 
Entwicklung nach Artikel 8 dieser Entscheidung er- 
örtert. Die Erörterung im Ständigen Ausschuß für 
regionale Entwicklung ist eine obligatorische Vor- 
aussetzung für die Gewährung der in Artikel 6 die- 
ser Entscheidung vorgesehenen gemeinschaftlichen 
Beihilfe. 

Artikel 5 

Die Kommission kann unbeschadet der Befugnisse, 
welche sie nach den Verträgen und den in Anwen- 
dung der Verträge erlassenen Vorschriften besitzt, 
aufgrund der Erörterungen mit den Mitgliedstaaten 
oder im Ständigen Ausschuß für regionale Entwick- 
lung an die betreffenden Mitgliedstaaten innerhalb 
einer zu vereinbarenden Frist zu regionalen Ent- 
wicklungsplänen Stellungnahmen oder Empfehlun- 
gen richten, welche unter wirtschaftlichen und so- 
zialen Gesichtspunkten folgenden Erfordernissen 
Rechnung tragen: 

— den Notwendigkeiten einer besseren Koordinie- 
rung der Maßnahmen der Mitgliedstaaten, ins- 
besondere in den Grenzgebieten; 

— den Bedürfnissen der Gemeinschaft beim Ausbau 
der Infrastrukturen, insbesondere der Verkehrs- 
wege, Ölleitungen, Gasleitungen, Häfen und 
Flughäfen sowie bei der Erschließung von Land- 
schaften und Bodenschätzen; 

— den Auswirkungen einer Agrarstrukturpolitik; 

— den Erfordernissen einer Industriepolitik im Ge- 
meinsamen Markt und der Notwendigkeit, un- 
wirtschaftliche Produktionen zu vermeiden; 
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— den Erfordernissen auf dem Gebiet der Berufs- 
ausbildung und -beratung. 

Die Stellungnahme der Kommission kann in einer 
einfachen Billigung des vorgelegten Entwicklungs- 
planes bestehen. 

Artikel 6 

Neben dem koordinierten Einsatz der Aktions- 
mittel, über welche die Gemeinschaft gemäß den 
Vertragsbestimmungen verfügt, kann die Finanzie- 
rung der Maßnahmen des regionalen Entwicklungs- 
planes, der zu der in Artikel 4,2 vorgesehenen Er- 
örterung im Ständigen Ausschuß für regionale Ent- 
wicklung vorgelegt und von der Kommission ge- 
billigt wurde bzw. den in Artikel 5 genannten Emp- 
fehlungen entspricht, Gegenstand einer gemein- 
schaftlichen Beihilfe in Form einer Zinsvergütung 
oder einer Bürgschaft für Darlehen der Europäischen 
Investitionsbank oder anderer Finanzierungsinstitute 
bilden. 

Artikel 1 

1. Es wird ein Zinsvergütungsfonds für regionale 
Entwicklung geschaffen, der von der Kommission 
verwaltet und aus Haushaltsmitteln unterhalten 
wird. 

Die Vergütungen werden von der Kommission nach 
den von ihr festgelegten Bedingungen und Einzel- 
heiten gemäß den Regeln über die Arbeitsweise 
des Fonds und den Grundsätzen für die Gewährung 
gezahlt, die der Rat auf Vorschlag der Kommission 
aufstellt. 

2. Es wird ein Bürgschaftssystem für regionale 
Entwicklung geschaffen, das von der Kommission 
verwaltet und durch die Mitgliedstaaten nach einem 
Aufbringungsschlüssel gedeckt wird, den der Rat 
auf Vorschlag der Kommission festlegt. 

Die Bürgschaften werden von der Kommission 
nach den von ihr festgelegten Bedingungen und 
Einzelheiten gemäß den Regeln über das Funktio- 
nieren des Systems und den Grundsätzen für die 
Gewährung erteilt, die der Rat auf Vorschlag der 
Kommission auftstellt. 

Der Rat setzt den Höchstbetrag für die Bürg- 
schaften jährlich auf Vorschlag der Kommission fest. 

Artikel 8 

1. Zur Verwirklichung der Ziele der Artikel 4 und 5 
dieser Entscheidung wird bei der Kommission ein 
Ständiger Ausschuß für regionale Entwicklung ge- 
bildet. 


Der Ausschuß setzt sich aus den Vertretern der 
Mitgliedstaaten und einem Mitglied der Kommis- 
sion zusammen. Den Vorsitz führt das Mitglied der 
Kommission oder sein Vertreter. Die Europäische 
Investitionsbank entsendet einen Beobachter. Die 
Dienststellen der Kommission versehen das Sekre- 
tariat des Ausschusses, über die Sitzungen wird 
eine Niederschrift angefertigt, die den Mitglied- 
staaten übermittelt wird. Der Ausschuß gibt sich 
mit Zustimmung der Kommission eine Geschäfts- 
ordnung. 

2. Um die Suche nach übereinstimmenden regional- 
politischen Lösungen, die der Gemeinschaft bei der 
Erfüllung der in Artikel 2 des Vertrages genannten 
Aufgabe helfen, zu erleichtern, prüft der Ständige 
Ausschuß für regionale Entwicklung die Aussichten 
und die allgemeinen Programme der Regionalpolitik 
der Mitgliedstaaten sowie ganz allgemein die Pro- 
bleme, die sich aus dem Gemeinsamen Markt für 
die Regionalpolitik ergeben; der Ausschuß kann alle 
diesbezüglichen Stellungnahmen abgeben. 

Artikel 9 

Um den finanziellen Rahmen des Vergehens auf 
dem Gebiet der regionalen Entwicklung in der Ge- 
meinschaft beurteilen zu können, prüft die Kom- 
mission regelmäßig mit den Mitgliedstaaten den 
Umfang der finanziellen Mittel, welche diese für 
einen Zeitraum von mehreren Jahren für Maß- 
nahmen der Regionalpolitik einzusetzen beabsich- 
tigen. 

Artikel 10 

1. Zum Zwecke einer besseren Information der 
privaten und öffentlichen Investoren, die zur Ver- 
wirklichung regionaler Entwicklungspläne beitragen 
können, veranlaßt die Kommission auf der Ebene 
der Gemeinschaft eine Zusammenarbeit zwischen 
den Einrichtungen und Verbänden, welche in den 
Mitgliedstaaten den gleichen Zweck verfolgen. 

Die Kommission stellt ihnen unter Beachtung der 
Regeln des Artikels 214 des Vertrages die notwen- 
digen Auskünfte über die ihr zur Kenntnis gelang- 
ten Vorhaben, Programme, Pläne und Maßnahmen 
für regionale Entwicklung zur Verfügung. 

2. Die Kommission kann die Gründung oder den 
Ausbau solcher Einrichtungen und Verbände an- 
regen, wenn das Informationsnetz nicht ausreicht, 
um insbesondere die in Artikel 1 dieser Entschei- 
dung genannten Gebiete zu erfassen. 

Artikel 11 

Diese Entscheidung ist an die Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 


Geschehen zu Brüssel, am . . . 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


Angesichts des derzeitigen Standes der Entwicklung 
des Gemeinsamen Marktes und der Probleme, 
welche sich der Gemeinschaft stellen, hält die Kom- 
mission es für notwendig, dem Rat Vorschläge zu 
unterbreiten, die es der Gemeinschaft ermöglichen, 
konkrete regionalpolitische Maßnahmen von beson- 
derer Dringlichkeit zu fördern und zu erleichtern. 
Das ist insbesondere deswegen erforderlich, weil 
in verschiedenen Bereichen gemeinsame Politiken in 
Frage gestellt werden können, wenn sie nicht durch 
Maßnahmen der Regionalpolitik unterstützt wer- 
den. Die Verantwortung für die Regionalpolitik 
tragen die Mitgliedstaaten sowohl im Hinblick auf 
die Aufstellung von Entwicklungs- und Umstellungs- 
programmen als auch im Hinblick auf die Aus- 
führung und die Finanzierung dieser Programme. 
Die Ergebnisse der Programme beeinflussen jedoch 
weitgehend den Gemeinsamen Markt als Ganzes. 

1. „Die harmonische Entwicklung des Wirtschafts- 
lebens innerhalb der Gemeinschaft", die der Ver- 
trag (Artikel 2) der Gemeinschaft zur Aufgabe 
macht, kann sich nicht allein aus der Öffnung der 
Grenzen und dem Spiel des Wettbewerbs er- 
geben. 

Die öffentliche Hand muß insbesondere eine Po- 
litik zur Gestaltung der Infrastrukturen und der 
Umweltbedingungen fördern. Die Wirtschafts- 
rechnung, die den Investitionsentscheidungen der 
Unternehmen zugrunde liegt, umfaßt nicht alle 
Kostenelemente — vor allem nicht die der 
Sozialkosten. Sie läßt bestimmte kollektive und 
individuelle Ziele außer acht, die sich auf dem 
Markt nicht geldmäßig bewerten lassen und die 
in den Zuständigkeitsbereich der öffentlichen 
Gewalt fallen. 

Obwohl Fortschritte erzielt wurden, reichten die 
regionalpolitischen Maßnahmen der Mitglied- 
staaten zum Teil nicht aus, um der natürlichen 
Tendenz der Unternehmer, sich in den Gebieten 
mit den größten externen Kostenvorteilen, d. h. 
den bereits entwickelten Gebieten anzusiedeln, 
das wünschenswerte Gegengewicht entgegen- 
zusetzen. Teilweise trugen diese Maßnahmen 
nicht genügend der Entwicklung des Gemein- 
samen Marktes Rechnung. 

Als Folge davon ist auch nach zwölfjähriger 
Entwicklung des Gemeinsamen Marktes noch 
keine fühlbare Annäherung der regionalwirt- 
schaftlichen Strukturen festzustellen. 

— Die rückständigen .Gebiete, die den vor- 
wiegend auf die Landwirtschaft ausgerich- 
teten Gebieten entsprechen, machen die Hälfte 
des Gebietes und mehr als ein Viertel der 
Bevölkerung der Gemeinschaft aus. Die über- 
wiegende Mehrheit dieser Gebiete liegt in 
zwei Ländern der Gemeinschaft. 


— Die industrialisierten Gebiete sind in einigen 
Ländern der Gemeinschaft ziemlich breit ge- 
streut, in anderen hingegen sehr stark kon- 
zentriert. Eine Reihe dieser Gebiete befindet 
sich im Rückgang. Hierbei handelt es sich vor 
allem um die Rohstoffbecken, die infolge der 
Rohstoffeinfuhren aus dritten Ländern immer 
mehr an wirtschaftlicher Bedeutung verlieren. 

— Noch immer behindern auch innerhalb des 
Gemeinsamen Marktes die politischen Gren- 
zen die Angliederung von Gebieten mit 
gleichen wirtschaftlichen Merkmalen. 

— Ein besonderes Problem bieten nach wie vor 
die Gebiete, die an den Grenzen zu Staats- 
handelsländern liegen; hier wurden traditio- 
nelle Wirtschaftsverbindungen zerschnitten. 

— Andere industrielle und städtische Gebiete 
über eine zu starke Anziehungskraft auf die 
wirtschaftlichen Tätigkeiten und die Men- 
schen aus. Diese übertriebenen Konzentratio- 
nen werfen schwerwiegende wirtschaftliche, 
soziale und menschliche Probleme auf. 

2. Die Errichtung des Gemeinsamen Marktes und 
die schrittweise Annäherung der Wirtschafts- 
politik — im Vertrag festgelegte Ziele — können 
nur dann erfolgreich sein, wenn diese Regional- 
strukturen, auf die sie Anwendung finden, ge- 
nügend angepaßt sind. Daher 

— wirft die gemeinsame Agrarpolitik vor allem 
das Problem auf, daß in zahlreichen Gebieten 
Arbeitsplätze in nicht landwirtschaftlichen 
Sektoren geschaffen werden, was umfang- 
reiche Infrastrukturmaßnahmen und sonstige 
Interventionen zugunsten der Industrie- 
ansiedlung erfordert; 

— beschwören die gemeinsame Verkehrspolitik 
und die Einführung einer Energiepolitik der 
Gemeinschaft, wenn sie im Bereich der Infra- 
strukturen auf eine unausgewogene regionale 
Ausgangslage Anwendung finden, stets die 
Gefahr herauf, daß sich die Ungleichgewichte 
noch weiter verschärfen; diese Politiken 
müssen den Erfordernissen der regionalen 
Entwicklungen, in ihrer Gesamtheit und auf 
lange Sicht betrachtet, entsprechen; 

— besteht ebenso die Gefahr, daß die Tarif- und 
Preispolitik im Bereich des Verkehrs und der 
Energieversorgung sowie die gesamte Wett- 
bewerbspolitik durch die vielfältigen Korrek- 
turmaßnahmen behindert werden, die vor- 
genommen werden müssen, um die Entwick- 
lungsmöglichkeiten der rückständigen Gebiete 
nicht noch mehr zu beeinträchtigen; 

— läßt sich das grundlegende Gleichgewicht der 
Währungen und der Zahlungsbilanzen auf 
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der Ebene der Gemeinschaft mit den der- 
zeitigen Regionalstrukturen nur sehr schwer 
erzielen. Allzu große Unterschiede von Land 
zu Land in der Verteilung der unzureichend 
entwickelten und der im Rückgang befind- 
lichen Gebiete (ihr Merkmal ist eine man- 
gelnde Produktivität sowohl der Wirtschafts- 
tätigkeiten als auch der Infrastrukturen) 
führen zwangsläufig zu Unterschieden in der 
Qualität und Intensität des Wachstum, d. h. 
im Bereich des grundlegenden Gleich- 
gewichts. 

3. Angesichts dieser Probleme enthält der Vertrag 
eine Reihe von Bestimmungen: 

— Für die Landwirtschaft bestimmt Artikel 39 
Absatz 2, daß bei der Gestaltung der gemein- 
samen Agrarpolitik „den strukturellen und 
naturbedingten Unterschieden der verschie- 
denen landwirtschaftlichen Gebiete" Rech- 
nung zu tragen ist. In diesem Sinne verab- 
schiedete der Rat am 4. Dezember 1962 eine 
Entscheidung über die Koordinierung der 
Agrarstrukturpolitik. Diese zieht insbeson- 
dere vor, daß die Mitgliedstaaten der Kom- 
mission ihre Entwürfe für Mehrjahrespläne 
und Regionalprogramme mitteilen und unter 
ihrem Vorsitz miteinander erörtern. 

— Für den Verkehr bestimmt Artikel 80 Ab- 
satz 2: „Die Kommission prüft... die.,.. 
Frachten und Beförderungsbedingungen; hier- 
bei berückstichtigt sie . . . die Erfordernisse 
einer angemessenen Standortpolitik, die Be- 
dürfnisse der unterentwickelten Gebiete . . 
Ferner sieht die Entscheidung des Rates vom 
28. Februar 1966 über die Einführung eines 
Beratungsverfahrens auf dem Gebiet der In- 
frastrukturinvestitionen für den Verkehr aus- 
drücklich vor, daß deren Auswirkungen auf 
die Entwicklung einer oder mehrerer Gebiete 
zu berücksichtigen sind. 

— • Auf dem Gebiet der Wettbewerbspolitik be- 
stimmt Artikel 92 Absatz 3, unter welchen 
Bedingungen Beihilfen zur Förderung der 
regionalen Entwicklung als mit dem Ge- 
meisamen Markt vereinbar angesehen wer- 
den können. 

— Für die Finanzierung von Investitionsvor- 
haben gilt Artikel 130 bezüglich der Auf- 
gaben der Europäischen Investitionsbank. 

Diese Bestimmungen allein können jedoch nicht 
verhindern, daß die Erfüllung der Aufgaben, die 
der Gemeinschaft aus Artikel 2 des Vertrages 
erwachsen, durch regionale Schwierigkeiten in 
Frage gestellt wird. 

4. Die vorliegende Entscheidung soll der Gemein- 
schaft die dazu erforderlichen zusätzlichen 
Aktionsbefugnisse verleihen. 

a) In Verbindung mit den Maßnahmen der Mit- 
gliedstaaten auf dem Gebiet der Regional- 
politik muß die Gemeinschaft darauf achten, 
daß diese Aufgaben entsprechend den Not- 


wendigkeiten und den Erfordernissen des 
Gemeinsamen Marktes und der schrittweisen 
Annäherung der Wirtschaftspolitik erfüllt 
werden. 

Zu diesem Zweck muß die Gemeinschaft 

— die Dringlichkeit von Maßnahmen in ein- 
zelnen Gebieten und die Notwendigkeit 
der Aufstellung, Ergänzung und Verwirk- 
lichung von Entwicklungsplänen in diesen 
Gebieten herausstellen; es handelt sich 
insbesondere um Gebiete, wo regional- 
politische Maßnahmen zur Verwirklichung 
der Vertragsziele erforderlich sind; 

— die Verwirklichung dieser Entwicklungs- 
pläne erleichtern, und zwar durch Zusam- 
menfassung der in den Verträgen vorge- 
sehenen Maßnahmen sowie durch Zins- 
vergütungen und Bürgschaften für Dar- 
lehen, die insoweit von der Europäischen 
Investitionsbank und anderen Finanzie- 
rungsinstituten gewährt werden; 

— eine bessere Koordinierung der von den 
Mitgliedstaaten vorgesehenen Maß- 
nahmen fördern. 

b) Ein solches Vorgehen auf dem Gebiet der 
regionalen Entwicklung erfordert, daß be- 
deutende finanzielle Mittel zur Verfügung 
stehen. Daher ist zunächst der Gesamtumfang 
der Haushaltsvorausschätzungen der Mit- 
gliedstaaten für regionalpolitische Maß- 
nahmen zu ermitteln. 

Das in der Gemeinschaft verfügbare Kapital 
muß ebenfalls in ausreichender Weise auf 
eine Finanzierung der Entwicklung dieser 
Gebiete hingelenkt werden. Die Europäische 
Investitionsbank ist das geeignete Institut, 
das innerhalb der Gemeinschaft den Transfer 
des für solche Maßnahmen erforderlichen 
Kapitals vornehmen kann. Die Mitglied- 
staaten müßten alles tun, um diese Tätigkeit 
der Europäischen Investitionsbank zu fördern. 

Ein System der Zinsvergütungen kann wirk- 
sam werden, ohne daß zu umfangreiche Geld- 
mittel aufgebracht werden. (Eine Vorstellung 
von den Größenordnungen vermitteln fol- 
gende Angaben: Geht man in einem verein- 
fachten Beispiel von Darlehen mit zehn- 
jähriger Laufzeit aus, die jedes Jahr zu einem 
Zehntel getilgt werden, so würden 100 Mil- 
lionen RE jährlich vergüteter Darlehen, also 
1 Milliarde RE in 10 Jahren, für jeden ver- 
güteten Zinspunkt eine Belastung bedeuten, 
die von 1 Million RE im ersten Jahr bis zu 
einer jährlichen Höchstbelastung von 5,5 Mil- 
lionen RE vom 10. Jahr ab steigen würde.) 

Schließlich gilt es, eine bessere Information 
der öffentlichen und privaten Investoren, die 
sich an der Regionalentwicklung beteiligen 
könnten, zu fördern. Die Erfahrung lehrt, daß 
die Investoren nicht immer über die notwen- 
digen Daten verfügen, um in voller Kenntnis 
der Sachlage ihren Standort auszuwählen. Es 
ist besonders notwendig, daß sie über die 
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Entwicklungsaussichten der verschiedenen 
Gebiete der Gemeinschaft unterrichtet werden 
können. 

Dies sind die Grundzüge des von der Kommission 
vorgelegten Entscheidungsentwurfs über die Mittel 
eines Vorgehens der Gemeinschaft auf dem Gebiet 
regionaler Entwicklung. 
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Vermerk über die Regionalpolitik in der Gemeinschaft 

Einleitung 


1 . 

Für die moderne Gesellschaft ist die Zeit der 
großen Wirtschaftsräume gekommen, für die der 
Aufbau des Gemeinsamen Marktes ein Beispiel von 
besonderer Originalität ist. Dennoch drängt sich 
allen Staaten die regionale Dimension der sozialen 
und wirtschaftlichen als auch der institutionellen 
Probleme mehr und mehr in den Vordergrund. 

Wie erklärt sich dieses Phänomen und wie kön- 
nen insbesondere Regionalpolitik und Aufbau der 
Gemeinschaft in Zusammenhang gebracht werden? 

Auf der Grundlage dieser umfassenden Frage- 
stellung legt die Kommission im Nachfolgenden eine 
Reihe von Überlegungen zu einigen grundsätzlichen 
Fragen der Regionalpolitik in der Gemeinschaft vor. 

2. 

Die Überlegungen der Kommission stützen sich 
auf die in den Mitgliedstaaten und in der Gemein- 
schaft gewonnenen Erfahrungen, die in zwei An- 
lagen schematisch zusammengefaßt sind und die an 
Hand der verfügbaren Angaben einen Überblick 
vermitteln sollen. 

In Anlage I sind die Maßnahmen wiedergegeben, 
die in jedem Mitgliedstaat zur Lösung der jewei- 
ligen regionalpolitischen Probleme getroffen wur- 
den. Eine derartige schematische Analyse erhebt 
keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Sie soll viel- 
mehr einen direkten und objektiven Vergleich der 
in jedem Mitgliedstaat gewählten Maßnahmen er- 
möglichen. 

In Anlage 11 sind verschiedene statistische An- 
gaben in möglichst einheitlicher Form zu dem 
Zwecke zusammengefaßt, auf der Ebene der Ge- 
meinschaft eine erste Bilanz der regionalen Entwick- 
lung in den Mitgliedstaaten aufzustellen. Art und 
Grenzen der aufgeführten Daten sind angegeben. 
Die Unzulänglichkeit der Regionalstatistiken und 
insbesondere ihre mangelnde Einheitlichkeit sind 
bekannt. In diesem Bereich sind daher beträchtliche 
Anstrengungen nötig. Mit dieser Zusammenfassung 
sollen die Wege zu einer besseren Kenntnis der 
regionalen Entwicklung verdeutlicht werden. 

3. 

Die Kommission beansprucht nicht, mit diesen 
Überlegungen Neuland zu betreten. Sie folgt damit 
der Richtung der Konzeptionen, die die Grundlage 
der auf Gemeinschaftsebene und in den Mitglied- 
staaten unternommenen Bemühungen auf dem Ge- 
biet der Regionalpolitik bilden. 


Schon seit vielen Jahren beschäftigen sich die 
Mitgliedstaaten mit den regionalen Problemen. Die 
ökonomische, politische und sozialwissenschaftliche 
Literatur ist erheblich angewachsen und hat die 
Forschung vertieft. Die bisherigen Leistungen sind 
bedeutend und werden von Tag zu Tag größer. 

Auf der Ebene der Gemeinschaft wurde nach den 
im Jahre 1961 von der „Konferenz über Fragen der 
regionalen Wirtschaft" eingeleiteten und in einigen 
Punkten von drei Arbeitsgruppen aus Regierungs- 
sachverständigen weitergeführten Arbeiten dem Rat 
am 11. Mai 1965 eine erste Mitteilung vorgelegt. 
1966 enthielt das Erste Programm für die mittel- 
fristige Wirtschaftspolitik ein Kapital über Regional- 
politik, in dem die Notwendigkeit unterstrichen 
wurde, mittels mehrjähriger Programme ein Bündel 
zusammenhängender Maßnahmen einzusetzen, um 
vor allem die Koordinierung der von den regio- 
nalen, nationalen und gemeinschaftlichen Institu- 
tionen angewandten Mittel zu erleichtern. 

Im wesentlichen sah dieses Programm eine Gegen- 
überstellung und, wenn möglich, eine Koordinierung 
der einzelstaatlichen Regionalpolitiken auf Gemein- 
schaftsebene als vordringlich an; es hielt es für un- 
bedingt notwendig, die Regionalprogramme in die 
allgemeine Wirtschaftspolitik einzugliedern und sie 
mit der sektoriellen, insbesondere Industrie- und 
Landwirtschaftspolitik in Einklang zu bringen. Es 
betrachtete eine Verbesserung der Infrastruktur im 
weiten Sinne des Wortes und die Errichtung von 
Entwicklungspolen als eines der hauptsächlichen 
Mittel, die Entwicklung und die Anpassung der in 
Schwierigkeit geratenen Regionen zu sichern. Ins- 
besondere müßte man sich um die Errichtung großer 
europäischer Transportachsen bemühen. Um die 
größtmögliche Wirkung zu erzielen, dürften die 
finanziellen Beihilfen, die zeitlich begrenzt sein 
müßten, nur den unbegünstigten Regionen gewährt 
werden, die den finanzmäßig gesunden Unter- 
nehmen die besten Entwicklungsmöglichkeiten bie- 
ten. Das Programm betonte ebenfalls die Notwen- 
digkeit, die Regionalstatistiken und die regionalen 
Programmierungsmethoden zu verbessern. 

Dieses Erste Programm für die mittelfristige Wirt- 
schaftspolitik erhielt die Zustimmung der Regierun- 
gen und stellt so eine grundlegende Basis dar, auf 
der sich die Bemühungen auf Gemeinschaftsebene 
weiter ausdehnen und verwirklichen lassen können. 
Es handelt sich in dem vorliegenden Vermerk 
darum, das so Erreichte weiter auszubauen und zu 
bestimmen und die Impulse aufzuspüren, die einen 
Fortschritt der Durchführung von Regionalpolitiken, 
die den Notwendigkeiten des Gemeinsamen Mark- 
tes entsprechen, möglich machen. 
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4. 

Tatsächlich hat die Kommission den Eindruck, daß 
die regionalpolitischen Ziele und Mittel bei den ge- 
meinsamen Anstrengungen zum Aufbau und zur 
Entwicklung des Gemeinsamen Marktes noch nicht 
in genügendem Maße berücksichtigt worden sind. 

Vielleicht ist dies darauf zurückzuführen, daß es 
bei der Regionalpolitik von vornherein mehr als 
bei jeder anderen Politik im Wirtschafts- und Sozial- 
bereich um hauptsächlich einzelstaatliche Probleme 
geht. Die Tatsache, daß die wirtschaftlichen und 
sozialen Probleme der Mitgliedstaaten mehr und 
mehr sowohl auf der Ebene des Gemeinsamen 
Marktes als auch auf der Ebene der Regionen an- 
gegangen werden müssen, deutet aber darauf hin, 
daß eine derartige Vorstellung nicht ganz zutreffend 
sein kann. 


5 . 

Von diesem Gedanken war die Wahl der Themen 
bestimmt, die nach Ansicht der Kommission durch 
eine eingehendere Untersuchung der wesentlichen 
Merkmale der Regionalpolitik einen konstruktiven 
Gedankenaustausch mit den Mitgliedstaaten er- 
lauben können. 

Nach einer Darstellung der Probleme der Re- 
gionalpolitik in der Sicht der Gemeinschaft werden 
Überlegungen über die Definition der möglichen 
Zielsetzungen und die Grundsätze für einen wirt- 
schaftlichen Einsatz der Mittel angestellt. 

Zu diesem Zweck wird es erforderlich sein, erst 
einmal den spezifischen Bereich, d. h. den Gegen- 
stand der Regionalpolitik, genau abzugrenzen. 
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ERSTES KAPITEL 

Die regionalen Probleme in der Gemeinschaft 


A. Auf Gemeinschaftsebene 
1 . 

Eine Vielfalt von Gegenden, Landschaften und 
Tätigkeiten; eine große Zahl fest verwurzelter poli- 
tischer und kultureller Traditionen, eine häufig sehr 
ausgeprägte und mitunter zunehmende Verschieden- 
artigkeit des wirtschaftlichen Entwicklungsstandes 
in den einzelnen Regionen und des Einkommens der 
Bevölkerung; jedoch auch eine allgemein hohe Be- 
völkerungsdichte, große Ähnlichkeiten in den An- 
sprüchen der Bevölkerung, gleichartige Probleme 
angesichts der technischen Entwicklung und des 
Wettbewerbs seitens dritter Länder; so lassen sich 
die beiden Seiten der Wirtschaftsgeographie und 
der Anthropogeographie der Gemeinschaft sowie 
die beiden Seiten der Regionen, aus denen sich 
die Mitgliedstaaten zusammensetzen, schematisch 
darstellen. 

Von den Regionen aus gesehen sind die spezifi- 
schen Probleme ebenso zahlreich wie die Regionen 
selbst und lassen sich innerhalb jedes einzelnen 
Gebietes noch beliebig vervielfältigen. 

Auf Gemeinschaftsebene lassen sich die Probleme 
für einige Großraumtypen nach Ähnlichkeitsfaktoren 
zusammenfassen, die im übrigen alle von laufenden 
technischen, wirtschaftlichen und sozialen Verände- 
rungen betroffen werden. 

2 . 

Somit stellen sich die Probleme der Regional- 
politik auf verschiedenen Ebenen der wirtschaft- 
lichen und sozialen Organisation. Die Regional- 
politik ergibt sich aus dem Zusammenspiel der von 
jeder dieser Ebenen in den entsprechenden Be- 
reichen ausgehenden Impulse. 

In welchen Bereichen soll sich nun der gemein- 
schaftliche Impuls auswirken? 

Mehr als jeder andere Zweig der Wirtschafts- 
politik ist die Regionalpolitik Aufgabe der Behörden 
der Mitgliedstaaten. Die Maßnahmen im Rahmen 
dieser Politik berühren unmittelbar die politische, 
kulturelle, verwaltungsmäßige, soziologische und 
auch budgetäre Organisation der Mitgliedstaaten, 
denn sie ist Bestandteil des grundlegenden Gleich- 
gewichts der Staaten. 

Jedoch gehört die Eigenart der strukturellen 
Geographie der Gemeinschaft (sowie die tech- 
nischen, wirtschaftlichen und sozialen Änderungen, 
die eine allen Ländern der Gemeinschaft gemein- 
same Erscheinung sind) zu den Faktoren, die bei der 
Durchführung der einzelstaatlichen Regionalpolitik 
berücksichtigt werden muß, aber auch bei jeder 


sektoreilen Politik, die zur Wirtschafts- und Sozial- 
politik der Gemeinschaft beiträgt. Die gemeinsame 
Politik und die koordinierte Politik, die von den 
Institutionen gefördert werden sollen, weisen auf 
der Ebene der Gemeinschaft notwendigerweise 
einen regionalen Aspekt auf, und zwar bei ihrer 
Definition und auch bei ihrer Durchführung. 

Diese gemeinsamen Probleme sind der rote Faden, 
der sich durch alle in diesem Dokument dargelegten 
Überlegungen zieht. Sie gehören bereits zur der- 
zeitigen Typologie der Regionen sowie zu der fest- 
gestellten Entwicklung und treten in den Perspek- 
tiven in Erscheinung, die sich für die kommenden 
Jahre aiifzeichnen lassen. Sie lassen erkennen, wie 
wichtig konvergierende Antworten auf diese Fragen 
sind. 


B. Arten der Regionen auf Gemeinschaftsebene 
1. 

Angesichts der Vielfalt der Faktoren, mit deren 
Hilfe die verschiedenen Regionen charakterisiert 
werden können (Bevölkerungsdichte und -Struktur, 
geographische Lage, Einkommen je Einwohner, Art 
der Wirtschaftszweige, Berufsausbildung und Stand 
der Erziehung, Dynamik der Regionen usw.), haftet 
jeder Klassifizierung ein großer Teil Willkür an, 
wenn nicht alle diese Elemente berücksichtigt wer- 
den. Unabhängig von den statistischen Schwierig- 
keiten, die bei der Erfassung und Bewertung dieser 
verschiedenen Faktoren auftreten, führt eine Typo- 
logie der Regionen auf der Ebene der Gemeinschaft 
dazu, zumindest in dieser Phase der Überlegung 
Faktoren zu wählen, die eng mit den wirtschaft- 
lichen und sozialen Problemen verbunden sind, 
denen sie sich unmittelbar gegenübersieht. 

2 . 

Die vereinfachte Einteilung in drei Arten von 
Regionen — industrialisierte Regionen, halb- 
industrialisierte Regionen und vorwiegend land- 
wirtschaftliche Regionen — gestattet bereits, einige 
der großen Probleme zu erfassen, die sich der Ge- 
meinschaft im regionalen Bereich stellen. 

Die industrialisierten Regionen sind gekennzeich- 
net durch eine mehr oder weniger stark fortge- 
schrittene Industrialisierung und durch einen ge- 
ringen Anteil der landwirtschaftlichen Erwerbs- 
bevölkerung (weniger als 10 Vo), durch eine ent- 
wickelte Infrastruktur und einen umfangreichen 
Tertiärsektor, die Bevölkerungsdichte ist ziemlich 
hoch (mehr als 200 Einwohner je km-). Diese Re- 
gionen umfassen etwa 16®/o des Gebiets der Ge- 
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meinschaft, wobei der Anteil in den Benelux- 
Ländern mehr als Vs beträgt, in Deutschland etwa 
Vs erreicht, jedoch in Frankreich und Italien unter 
lO^/o liegt. Diese Regionen haben mit 75 Millionen 
Einwohnern auf ihrem Gebiet etwas mehr als 40 ^/o 
der Gesamtbevölkerung. Dieser Anteil ist mit rund 
90 ^/o am höchsten in den Benelux-Ländern; es 
folgen Deutschland (etwa 60 Vo), Frankreich mit 
etwa 30 '^/o und Italien mit weniger als 20 ^/o. 

Die halbindustrialisierten Regionen sind gekenn- 
zeichnet durch eine beginnende Industrialisierung 
mit einer landwirtschaftlichen Erwerbsbevölkerung 
von etwa 15 ^/o, einer relativ gut entwickelten In- 
frastruktur und einem relativ wenig bedeutenden 
Tertiärsektor, die Bevölkerungsdichte ist etwa 
150 Einwohner je km^. Diese Regionen umfassen 
etwa VAs des Gebiets der Gemeinschaft, im einzelnen: 
etwa 20 in Frankreich, etwa Vs in Italien und in 
den Niederlanden und nahezu -/s in Deutschland. In 
ihnen leben rund 50 Millionen Einwohner oder 30 
der Gesamtbevölkerung. Dieser Wert ist in Italien 
und in Deutschland am höchsten (rund 40 ^/o) und 
beträgt in Frankreich etwa 20 ^/o. 

Die Agrarregionen schließlich sind gekennzeichnet 
durch weitgehendes Fehlen selbständiger Industrie- 
zweige, eine landwirtschaftliche Erwerbsbevölke- 
rung von 20 bis 40 't'o und mehr der Gesamt- 
erwerbsbevölkerung, eine wenig entwickelte Infra- 
struktur und einen Tertiärsektor von mitunter 
hohem relativem Wert; eine sehr geringe Bevöl- 
kerungsdichte (weniger als 100 Einwohner je km- 
in den meisten Fällen); diese Infrastrukturen und 
dieser Tertiärsektor sind jedoch häufig den Ände- 
rungen, die sich in den betreffenden Sektoren voll- 
ziehen müssen, nicht angemessen. Die Fläche dieser 
Regionen nimmt mehr als die Hälfte des Gebiets 
der Gemeinschaft ein: 55 ^/o in Italien und rund 
70 in Frankreich. In ihnen leben mit rund 50 Mil- 
lionen Einwohnern etwas mehr als 25 Vo der Ge- 
samtbevölkerung, wobei dieser Anteil in Frankreich 
und Italien über 40 Vo liegt (bei nur 6 in 
Deutschland). 

3. 

Die Grenzen dieser Einteilung sind offensichtlich. 
Innerhalb jeder dieser drei großen Arten von Re- 
gionen sind sehr große Unterschiede zu beobachten, 
die sich vor allem aus ihrer georgraphischen Lage, 
der mehr oder weniger starken Dynamik des do- 
minierenden Wirtschaftszweiges oder der Verteilung 
der Wirtschaftstätigkeiten im regionalen Raum und 
der für die Einteilung gewählten Bevölkerungsdichte 
ergeben. 

Bei diesen drei Arten von Regionen muß unter- 
schieden werden zwischen Regionen, die sich im 
Rückschritt oder Stillstand befinden, und Regionen, 
die sich weiterentwickeln. Im übrigen wird die vor- 
stehende Darstellung im Zuge der späteren Über- 
legungen erweitert werden, vor allem, wenn die 
Ziele der Regionalpolitik oder einige spezifischere 
Faktoren untersucht werden. 

Diese Darstellung der Regionen der Gemeinschaft 
läßt jedoch unverzüglich erkennen, daß in allen 


Ländern der Gemeinschaft Probleme gleicher Art 
oder sogar gleichen Umfangs zu finden sind. Ferner 
trennen staatliche Grenzen in vielen Fällen Re- 
gionen der gleichen Art und gleicher Probleme. 
Diese Ähnlichkeit der Probleme gestattet bereits 
die gemeinsame Suche nach konvergierenden Lö- 
sungen. 

Die nunmehr folgende Prüfung der regionalen 
Auswirkungen der technischen, wirtschaftlichen und 
sozialen Änderungen wird schließlich den etwas 
statistischen Charakter mildern, den die gewählte 
Einteilung auch aufweist. 


C. Gemeinsame Merkmale 

der regionalen Auswirkungen der technischen, 
wirtschaftlichen und sozialen Änderungen 

a) Die Entwicklung in den letzten zwanzig Jahren *) 

Für die Gemeinschaft ergibt sich aus den in der 
Zeit von 1947 bis 1962 durchgeführten Erhebungen 
und Schätzungen, daß die landwirtschaftliche Er- 
werbsbevölkerung von 34 Vo auf 18 der gesamten 
Erwerbsbevölkerung abgesunken ist, während der 
Anteil des Sekundärsektors von 34 ^/o auf 44 ‘tä) und 
derjenige des Tertiärsektors von 32 auf 38 ®/o 
gestiegen ist. 

Auf der regionalen Ebene sind diese Veränderun- 
gen der Struktur der Erwerbsbevölkerung je nach 
der Wirtschaftsstruktur unterschiedlich stark in Er- 
scheinung getreten. Indessen sind in der Gemein- 
schaft bei allen Regionen der ausgewählten Arten 
die gleichen Tendenzen zu beobachten. 

So haben diejenigen Regionen, die um 1950 iin 
Primärsektor die höchste Beschäftigung aufwiesen, 
mit geringen Ausnahmen den stärksten Rückgang 
und auch die geringfügigste Erhöhung ihrer er- 
werbstätigen oder im Arbeitsverhältnis stehenden 
Bevölkerung zu verzeichnen. In den meisten Fällen 
war der Rückgang der Gesamtbeschäftigung mit 
einer Abwanderung und einer Überalterung der 
Gesamtbevölkerung verbunden. 

Gleichzeitig begegnet man einer starken Urbani- 
sierungstendenz der Bevölkerung. Der relative An- 
teil der Bevölkerung in Gemeinden mit weniger als 
5000 Einwohnern, die in den Agrarregionen vor- 
herrschen, an der Gesamtbevölkerung hat sich ver- 
ringert. Bei den Gemeinden mit weniger als 
1000 Einwohnern ist sogar ein Bevölkerungsrück- 
gang in absoluten Werten festzustellen. 

Alle industriellen Regionen der Gemeinschaft, 
deren Wirtschaft von bestimmten traditionellen 
Branchen abhängig ist, hatten mit ernsten An- 
passungsschwierigkeiten zu kämpfen. Das zu lange 
Fortbestehen überkommener Strukturen hat in die- 
sen Regionen einen allgemeinen Rückgang der Wirt- 
schaftstätigkeit, Abwanderungen und eine Über- 
alterung der Bevölkerungsstruktur hervorgerufen. 

Schließlich stellen sich auch in vorwiegend vom 
Tertiärbereich geprägten Regionen, die sehr häufig 
gleichzeitig städtische und industrialisierte Regio- 

*) siehe Anlage 2 
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neu sind, die verschiedensten Probleme, entweder 
im Zusammenhang mit der Koordinierung der Wirt- 
schaftstätigkeiten oder bei der Anpassung ihrer 
Infrastrukturen. Eines ist außerdem allen Groß- 
städten gemeinsam: die Zentren entvölkern sich 
immer mehr, während sich in den Randgebieten 
eine demographische Dynamik bemerkbar macht. 

b) Die Perspektiven 

Die globalen und sektoralen Entwicklungs- 
aussichten deuten schon klar darauf hin, daß die 
genannten Erscheinungen und Tendenzen und ihre 
Auswirkungen auf regionaler Ebene sich künftig 
noch verstärken werden. 

Man wird unterstellen können, daß, insgesamt 
gesehen, die Wirtschaft der Gemeinschaft in den 
nächsten 10 bis 20 Jahren in einem anhaltenden 
Wachstum begriffen sein wird. Bei unvorhergesehe- 
nen Schwierigkeiten, die das unerläßliche wirtschaft- 
liche Gleichgewicht gefährden, verfügen die Be- 
hörden über die erforderlichen Mittel zur Bereini- 
gung der Lage. Es darf jedoch nicht übersehen wer- 
den, daß dieses anhaltende Wachstum Hand in 
Hand mit tiefgreifenden Umwandlungen geht, vor 
allem in Richtung auf eine Unternehmenskonzen- 
tration, eine höhere Qualifizierung der Beschäfti- 
gung und auf die Automatisierung. 

Gemäß den ersten mittelfristigen Schätzungen 
wird die Wachstumsrate der Gemeinschaft bis 1980 
infolge einer gewissen Verringerung der Arbeitszeit 
nur wenig unter dem bisher bekannten Satz von 
5 liegen. Die Bevölkerung der Gemeinschaft 
dürfte trotz der voraussichtlich höheren durch- 
schnittlichen Lebenserwartung mit 0,8 '®/o etwas 
weniger stark zunehmen als in der Vergangenheit. 
Auf alle Fälle jedoch wird die Bevölkerung der 
Gemeinschaft im Jahre 1980 die 200-Millionen- 
Grenze überschreiten. Aufgrund der Verlängerung 
der durchschnittlichen Schulzeit dürfte die Erwerbs- 
bevölkerung (72,5 Millionen im Jahre 1967) pro- 
portional weniger stark zunehmen als die Gesamt- 
bevölkerung (schätzungsweise um 0,5 ‘^/o). 

Bei der Beschäftigungsstruktur deutet alles darauf 
hin, daß — insgesamt gesehen — die Umwandlungen 
der jüngsten Vergangenheit sich auch in Zukunft 
fortsetzen werden. Diese Annahme gründet sich so- 
wohl auf die verschiedenen Vorausschätzungen als 
auch auf das Wirtschaftsbild der am weitesten ent- 
wickelten Länder. Es muß mit einem zunehmenden 
Druck auf immer schnellere Veränderungen gerech- 
net werden. 

So wird der Anteil der landwirtschaftlichen Er- 
werbsbevölkerung der Gemeinschaft, der im Jahre 
1958 noch über 20 ^/o der gesamten Erwerbsbevölke- 
rung ausmachte und im Jahre 1967 auf etwa 15 '^/o 
abgesunken war, — unter Berücksichtigung der Ten- 
denz als auch der Umstellungsprogramme — bis 
1980 um mehr als die Hälfte zurückgehen. Der An- 
teil des industriellen Sektors, auf den zur Zeit etwa 
44 'f/o der gesamten Erwerbsbevölkerung entfallen, 
könnte sich in Verbindung mit der fortschreitenden 
Automatisierung in den kommenden Jahren etwas 
verringern. Infolgedessen würden die Tertiär- und 
Quaternärsektoren, deren Produktivitätsfortschritte 


sich nur schwer abschätzen lassen, einen wachsen- 
den Anteil der Erwerbsbevölkerung absorbieren. 

Innerhalb jedes dieser Sektoren werden im Zuge 
einer zunehmenden Technisierung des Produktions- 
prozesses die Berufswechsel von einem Wirtschafts- 
zweig in den anderen immer häufiger werden. Für 
die Beurteilung des Umfangs und der Ausrichtung 
der Maßnahmen, die für die Schaffung neuer Ar- 
beitsplätze und deren regionale Verteilung erfor- 
derlich sind, ist es eine unerläßliche Voraussetzung, 
daß die großen Linien dieser beruflichen Verände- 
rungen im voraus erkannt werden. 

Sogar ohne vollständige und zusammenhängende 
sektorale Vorausschätzungen scheint bereits eine 
Extrapolation der Trends der verschiedenen Indu- 
striezweige darauf hinzudeuten, daß einige von 
ihnen, vor allem der Elekrizitäts- und Luftfahrsek- 
tor sowie die Raumfahrt- und Kernindustrie, die 
Kunststofferzeugung und die Chemie, einen expan- 
siven Beschäftigungstrend aufrechterhalten können; 
dies gilt um so mehr, als einige dieser Wirtschafts- 
zweige zur Zeit in der Gemeinschaft wenig entwik- 
kelt sind. Hingegen muß mit erheblichen Einschrän- 
kungen der Beschäftigung nicht nur in einigen rück- 
läufigen Branchen wie dem Bergbau, sondern auch in 
Industriezweigen gerechnet werden, deren Absatz 
weiterhin steigt. Schließlich werden einige Sektoren, 
wie der Automobilbau, wahrscheinlich einen Höchst- 
stand der Beschäftigtenzahl erreichen werden. 

Das Wirtschaftswachstum wird sich somit nicht 
linear vollziehen; im Gegenteil, bestimmte — ■ am 
häufigsten stark kapitalintensive — Wirtschafts- 
zweige können eine sehr starke Expansion erleben, 
sofern sie zur Entwicklung neuer Erzeugnisse fähig 
sind und ihre Erzeugung der Dimension des Marktes 
anzupassen vermögen. Die Entwicklung dieser Wirt- 
schaftszweige könnte so verlaufen, daß schließlich 
die Zahl der neuen Arbeitsplätze, die sie unmittel- 
bar oder mittelbar schaffen, die Zahl der in stark 
arbeitsintensiven Industrien entstehenden Arbeits- 
plätze überschreitet. 


D. Die Bedeutung konvergierender Antworten 

Die Gleichheit der sich in den Ländern der Ge- 
meinschaft vollziehenden technischen, wirtschaft- 
lichen und sozialen Veränderungen gilt für alle 
Arten der in jedem dieser Länder vorhandenen Re- 
gionen. Sie wirkt sich durch eine zunehmende Ähn- 
lichkeit der Regionalprobleme in den Mitgliedstaa- 
ten aus und erfordert die gemeinsame Ermittlung 
von konvergierenden Lösungen. 

So zeigt sich überall in der Gemeinschaft, sowohl 
aus wirtschaftlichen Gründen (insbesondere wegen 
der Vorteile des Seetransports) als auch aus techni- 
schen Gründen (vor allem wegen des Bedarfs an gro- 
ßen Wassermengen), eine Verlagerung bestimmter 
Industrien in die Nähe des Meeres. Das Beispiel der 
Stahlwerke in Seenähe ist allgemein bekannt. Das 
Beispiel der chemischen Industrie ist weniger schlüs- 
sig, aber dennoch bezeichnend. Das Beispiel der 
neuesten Kernkraftwerke dürfte ebenfalls charakte- 
ristisch sein. 
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Außerdem tendieren die zunehmende Abhängig- 
keit der Gemeinschaft von Rohstoffen aus dritten 
Ländern einschließlich der damit verbundenen Ex- 
portgegenleistungen und, ganz allgemein, der mehr 
und mehr an Spezialisierungen gebundene Auf- 
schwung des Handels zu einer größeren Zahl von 
Industrieansiedlungen in Meeresnähe. Selbstver- 
ständlich ist dies ein zusätzliches Phänomen neben 
den vorgenannten wirtschaftlichen, technischen und 
sozialen Veränderungen. 

Alle diese technischen, wirtschaftlichen und so- 
zialen Veränderungen zusammengenommen sind 
eines der wichtigsten Elemente der verschiedenen 
Aspekte der Wirtschafts- und Sozialpolitik, und 
zwar sowohl der Wirtschaftspolitik im allgemeinen 
als auch der Industrie-, Agrar-, Energie-, Verkehrs- 
politik usw. . . . 

Alle diese Bereiche der Wirtschaftspolitik müssen 
in einem gemeinsamen Markt im Sinne der Ver- 
träge Gegenstand einer gemeinsamen oder zumin- 
dest koordinierten Politik sein. 

Wegen der regionalen Aspekte, die notwendiger- 
weise von diesen Änderungen betroffen werden, 
würde die Koordinierung dieser Politiken eine 
schwerwiegende Lücke darstellen, wenn nicht 
gleichzeitig eine Koordinierung der Regionalpoliti- 
ken durchgeführt würde. 

Die Unzulänglichkeit dieser Koordinierung zeigt 
sich eindeutig in der mangelnden Kontinuität der 
Verkehrsinfrastrukturen an den staatlichen Grenzen. 
Sie zeigt sich ferner in den Tendenzen zur geogra- 
phischen Konzentration der Wirtschaftstätigkeiten 
in denjenigen Regionen, in denen die Expansion be- 
reits besonders günstig verläuft, und andererseits 
darin, daß die Mitgliedstaaten sich gegenseitig darin 
überbieten, durch Beihilfen die Ansiedlung von Un- 
ternehmen in Regionen ihres Hoheitsgebietes, die 
sie fördern wollen, zu erleichtern. 

Auf diese Weise beantworten die Unternehmen 
und die Mitgliedstaaten den Wettbewerbsanreiz 
durch das Bemühen um einen sofortigen Erfolg. Ab- 
gesehen davon, daß ein derartiges Verhalten durch 
die Beihilfen ganz besonders kostspielig ist, kann 
es nicht die Grundlage für eine echte Politik auf 
weite Sicht bilden. Diese Erwägungen werden bei 
der Untersuchung der Ziele und Instrumente der 
Regionalpolitik in der Gemeinschaft noch weiter 
entwickelt werden. 

Jedoch zeigen bereits jetzt die Tendenzen und 
der Umfang der Veränderungen, die sich auf der 
Ebene der Gemeinschaft ergeben werden, daß die 
fehlende Koordinierung der Regionalpolitiken den 
ureigensten Interessen der Mitgliedstaaten schadet. 
Eine bessere Koordinierung der Regionalpolitiken 
müßte es gestatten, auch in diesem Bereich Klarheit 
darüber zu gewinnen, daß dem Interesse jedes ein- 
zelnen besser mit optimal gestalteten Vorteilen ge- 
dient ist, die aus einer gemeinsam konzipierten 
Politik resultieren. 

Dies ist die Grundlage der nachfolgenden Über- 
legungen. Vor der Untersuchung der Ziele, die sich 
die Gemeinschaft bei der Lösung dieser Probleme 
stellen kann, muß indessen noch der eigentliche Be- 


reich, d. h. das Ziel der Regionalpolitik, präzisiert 
werden. 


ZWEITES KAPITEL 

Der Gegenstand der Regionalpolitik 

1. 

Trotz oder vielleicht wegen seiner Aktualität mag 
der Gegenstand der Regionalpolitik bisweilen noch 
ziemlich verschwommen erscheinen. 

Die Region im herkömmlichen Sinn mit ihren in- 
stitutioneilen und verwaltungsmäßigen Abgrenzun- 
gen ist im allgemeinen ein nur scheinbar klarer 
Begriff. Man begegnet auf dieser Ebene allen Pro- 
blemen eines Gemeinwesens. Welche dieser Pro- 
bleme sind nun die wichtigsten Angelpunkte der 
Politik, die für das Ganze Bestimmend sind und eben 
aus diesem Grund das Ziel der Regionalpolitik dar- 
stellen? 

Neben den derzeitigen institutioneilen, verwal- 
tungsmäßigen und geographischen Abgrenzungen ist 
es somit wichtig, die grundsätzlichsten Gegeben- 
heiten der Region zu erkennen. 

Stellt man sie als eine Einheit dar, die aus einer 
durch die Auswirkung einer Reihe von Standortfak- 
toren mehr oder minder eng miteinander verbunde- 
nen Gruppe von Einwohnern besteht, so dürfte es 
möglich sein, gleichzeitig die charakteristischen Züge 
der traditionellen Regionen und die sich in ihnen 
vollziehende Entwicklung darzulegen. 

Bei dieser praxisnahen Darstellung treten sowohl 
die Bevölkerungskomponente als auch die Standort- 
faktoren hervor. Sie lenkt die Aufmerksamkeit un- 
verzüglich auf die Rolle der Standortfaktoren. 

2 . 

Welcher Art sind nun diese Standortfaktoren? 
Welche Bedeutung haben Sie? Welches ist ihre Ent- 
wicklung? Wie wird diese Entwicklung bei der Ge- 
staltung der Struktur berücksichtigt, die einer Re- 
gion ihre charakteristischen Züge verleiht? Wie 
reagiert die Bevölkerung auf diese Entwicklung? 

Die Faktoren für die Ansiedlung der Bevölkerung 
und für den Standort der Wirtschaftstätigkeit sind 
vielfältig und werden in Anbetracht der soziologi- 
schen Entwicklung, die zu einer ständigen Differen- 
zierung der menschlichen Bedürfnisse führt, immer 
zahlreicher. 

Diese Faktoren sollen hier nicht erschöpft und 
analysiert oder aufgezählt werden. 

Der Kommission geht es darum zu betonen, daß 
manche dieser Faktoren ganz besonders entschei- 
dend sind: Es handelt sich dabei um echte Erforder- 
nisse, von denen die Wirtschaftsgeographie, die 
Anthropogeographie und häufig die Verwaltungs- 
geographie unserer Gesellschaft grundlegend be- 
stimmt werden. 
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Die gesamten Regionalprobleme können somit in 
einem Fragenkomplex im Zusammenhang mit den 
Standortfaktoren erfaßt werden. 

Der eigentliche Gegenstand der Regionalpolitik 
könnte demnach sogar wie folgt definiert werden: Der 
Gegenstand der Regionalpolitik wird gebildet durch 
die Standortbedingungen für die Tätigkeit der Wirt- 
schaft und für den Menschen unter Berücksichtigung 
der Erfordernisse der Technik und der Wirtschaft, 
der Bedürfnisse der Bevölkerung und der typischen 
Merkmale der Gebiete. 

Der tiefgreifende Wandel, der sich in unserer 
modernen Gesellschaft vollzieht, äußert sich vor 
allem gerade in den veränderten Standorterforder- 
nissen. 

Die Analyse der vorgeschlagenen Definition, die 
nachstehend durchgeführt werden soll, wird ferner 
die Permanenz des Gegenstands der Regionalpolitik 
und die zunehmende Verantwortung der öffentlichen 
Hand bei ihrer Gestaltung und ihrer Durchführung 
heraussteilen. 


A. Die Entwicklung der technischen und wirtschaft- 
lichen Erfordernisse der Standortfaktoren 

1 . 

Auf die traditionellen natürlichen Grenzen der 
Standortwahl braucht nicht näher eingegangen zu 
werden. Es ist bekannt, welch entscheidenden Ein- 
fluß Standortfaktoren wie Badenbeschaffenheit und 
-gestalt, Klima und Wasser Jahrhunderte hindurch, 
vorwiegend in der agrarischen Gesellschaft, auf das 
Ausmaß der Ansiedlung und die Struktur der Be- 
völkerung ausgeübt haben, auf der sich die Ver- 
waltungsstruktur unserer Länder aufgebaut hat. 
Auch in der Industriegesellschaft wirkten sich noch 
bis vor kurzem die gleichen Zwänge aus, zu denen 
noch weitere Beschränkungen durch die geographi- 
sche Verteilung, z. B. der Energiequellen, Rohstoffe, 
Wasserstraßen und Häfen hinzukamen. 

Wesentlich ist dabei, daß alle diese Zwänge zu- 
sammen die Wirtschafts- und Anthropogeographie 
unserer Gesellschaften geformt haben. Es entstanden 
Situationen mit dem ihnen inhärenten Beharrungs- 
vermögen, die als Grundlage für den verwaltungs- 
mäßigen und auch wirtschaftlichen Aufbau unserer 
Staaten dienten. 

Dies sind politische, kulturelle, administrative, 
wirtschaftliche und soziale Grundgegebenheiten, 
denen jede regionalpolitische Aktion Rechnung zu 
tragen hat. Dieser Prozeß führt zu einer ganz be- 
stimmten geographischen Verteilung der Bevölke- 
rung: davon geht jede Regionalpolitik aus. 

2 . 

Die natürlichen Zwänge verlieren jedoch an Be- 
deutung, und die Art der Standorterfordernisse än- 
dert sich schnell. 

Bei mehr und mehr Wirtschaftszweigen der mo- 
dernen Gesellschaft spielen natürliche Grenzen der 


Standortwahl eine immer kleinere Rolle. Auch in den 
ältesten Wirtschaftszweigen nimmt ihre Bedeutung 
ab, da bestimmte Produktionsfaktoren heute sehr 
beweglich geworden sind und die Entwicklung des 
Verkehrswesens neue Versorgungsbedingungen 
schafft und die Absatzmärkte außerordentlich er- 
weitert. 

Wenn die Zunahme der Seetransporte den küsten- 
nahen Gebieten wieder neue Bedeutung verleiht, 
wenn der Güte des Klimas zunehmende Wichtigkeit 
beigemessen wird — es sind dies zwei mit der 
Geographie verknüpfte Phänomene — , so handelt es 
sich hier weniger um Zwänge als vielmehr um 
natürliche Vorteile, unter denen im übrigen gewählt 
werden kann. 

Die Wirtschaftstätigkeit der Menschen löst sich 
mehr und mehr von den Fesseln der physikalischen 
Geographie. 

Es ist eine bekannte Erscheinung, daß die Stand- 
ortwahl bei der Ansiedlung von Wirtschaftszweigen 
immer stärker von Willensentscheidungen beein- 
flußt wird. 

3 . 

Es muß erkannt werden, daß neue Standorterfor- 
dernisse an die Stelle der natürlichen Faktoren tre- 
ten, deren Einfluß geringer wird. 

Die Erfordernisse der Technik und des wirtschaft- 
lichen Erfolgs bewirken, daß für eine wachsende 
Zahl von Wirtschaftszweigen kaum ein Standort in 
Betracht kommt, der nicht verschiedene Bedingungen 
erfüllt. Diese hängen mit Umfang und Art der Infra- 
strukturen, Ausmaß und Art der Gemeinschaftsein- 
richtungen und ganz allgemein mit jenem Minimum 
an wirtschaftlichen Umweltbedingungen zusammen, 
das die in ihren Wirkungen häufig entscheidenden 
externen Kostenvorteile bringt. 

Die Infrastrukturen als Standortfaktoren sind von 
ganz besonderer, allgemein bekannter Bedeutung. 
Jedoch muß Klarheit darüber herrschen, was unter 
Infrastrukturen eigentlich zu verstehen ist. Zu ihnen 
gehören selbstverständlich das Trnasportwesen und 
das Verkehrs- und Fernmeldenetz als die klassischen 
Infrastrukturen. Dazu gehören auch Wohnungen und 
alle Einrichtungen, die die vielfältigen Aufgaben der 
städtischen Ballungszentren ermöglichen, mit allen 
entsprechenden Dienstleistungen und dazugehörigen 
Umweltbedingungen für den Menschen, seine Unter- 
kunft, seine Arbeit und seine Freizeit. Es handelt 
sich somit einerseits um ein ganzes Netz von Ge- 
meinschaftseinrichtungen, angefangen von den klas- 
sischen Dienstleistungen, wie Wasser- und Strom- 
versorgung, bis hin zu den selteneren Einrichtungen, 
die im allgemeinen als höherer tertiärer oder quar- 
ternärer Bereich bezeichnet werden (Universitäten, 
Ausbildungs- und Forschungsinstitute, Informatik 
usw.). Andererseits handelt es sich um alle Voraus- 
setzungen für die Entfaltung des Lebens, wie z. B. 
die Gestaltung des natürlichen Rahmens, Einrichtun- 
gen für kulturelle Zwecke und die Freizeitgestal- 
tung, usw. 

Umfragen bei den Leitern, von Kreditinstituten und 
von öffentlichen Verwaltungen haben unter anderem 
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ergeben, daß bei der Standortwahl die Infrastruktur- 
faktoren im vorgenannten weiten Sinne von zumin- 
dest gleichem und häufig größerem Gewicht sind, als 
andere unmittelbar greifbare und zu Buche schla- 
gende Faktoren, wie Steuerbestimmungen, Investi- 
tionszuschüsse, Zinsvergünstigungen usw. 

Im übrigen sind die externen Kostenvorteile -- 
d. h. diejenigen Vorteile, die sich aus einer Kombi- 
nierung von Faktoren ohne Kehrseite von wiederum 
daraus entstehenden Kosten ergeben — ein sehr 
wichtiges Element für die Standortwahl oder die 
Entwicklung einer Wirtschaftstätigkeit. Die externen 
Kostenvorteile kommen daher nur zum Zuge, wenn 
ein gewisses Maß an Infrastrukturen im obigen 
Sinne und an Produktionstätigkeit vorhanden ist; 
dies gilt so sehr, daß man schließlich das Gewicht 
der Regionalpolitik auch auf die zu entwickelnden 
externen Kostenvorteile legen könnte. 

Insgesamt gesehen sind diese Standorterforder- 
nisse mindestens ebenso zwingend wie die natür- 
lichen Zwänge. 


B. Die Entwicklung des Bedarfs und der Ansprüche 
der Bevölkerung 

1 . 

Die neuen Standortanforderungen lassen ganz be- 
sonders deutlich erkennen, daß der wichtigste Ent- 
wicklungsfaktor mehr und mehr in der Zahl und der 
Befähigung der Erwerbsbevölkerung besteht. Die 
natürlichen Reichtümer waren lange Zeit bestim- 
mend. Sie zogen auch die Bevölkerung an. Eine zahl- 
reiche und fähige Bevölkerung mit hoher Produk- 
tionskapazität und großer Anpassungsfähigkeit an 
die fortschrittlichsten Techniken gewinnt nunmehr 
vorrangige Bedeutung. 

Diese Wandlung bewahrheitet sich in augenfälli- 
ger Weise in der jüngsten Entwicklung bestimmter 
Nationen. Für die Länder der Gemeinschaft, in denen 
trotz erheblicher Ungleichheiten die Bevölkerungs- 
zunahme keinen Kontinuitätsmangel aufweist und in 
denen einige Regionen sehr dicht bevölkert sind, 
ohne daß die Bevölkerung dieser Regionen sehr pro- 
duktiv wäre, eröffnet eine derartige Feststellung die 
erfreulichsten Aussichten; es handelt sich hier um 
ein ganz besonders wichtiges Element für jede Re- 
gionalpolitik. 

Eine umfassende Wandlung muß vollzogen wer- 
den, bei der dieser Vorrang der Ausbildung auf ein 
möglichst hohes Niveau und eine möglichst große 
Zahl ausgerichtet wird. 

2 . 

Neben diesem unmittelbar mit der Wirtschaftsent- 
wicklung verknüpften Erfordernis erhöht sich der 
Bedarf der Bevölkerung an Zivilisationsgütern. 

In den letzten 10 Jahren hat der Anstieg des Real- 
einkommens dazu geführt, daß sehr schnell ein 
immer geringerer relativer Einkommensteil zur 
Deckung des primären und sekundären Bedarfs der 
Bevölkerung ausreichte. 


Ein wachsender Teil der Ausgaben hingegen ent- 
fällt auf Bedürfnisse des tertiären Bereichs, wie Ge- 
sundheitspflege, Kultur, Freizeitgestaltung usw. Der 
Bedarf an natürlichen Gütern wie Luft, Wasser, Erde, 
Grünflächen usw. nimmt um so kräftiger zu, je 
weniger er in den großen städtischen Ballungszen- 
tren befriedigt wird. Die Zunahme der Gesamtheit 
dieser Bedürfnisse und ihre Verbreitung in sämt- 
lichen Bevölkerungsschichten bewirken, daß sich die 
klassische Vorstellung von den für das Leben einer 
Bevölkerungsgruppe notwendigen Infrastrukturen 
grundlegend ändert. 

Bestimmte Zonen, die in dieser Hinsicht keine aus- 
reichenden Voraussetzungen bieten, laufen Gefahr, 
daß man ihnen sofort die Fähigkeit abspricht, Ein- 
wohner und dynamische Wirtschaftszweige auch nur 
halten zu können. Umgekehrt werden andere Zonen, 
in denen diese Voraussetzungen bereits vorhanden 
sind, für Wirtschaft und Bevölkerung sofort ganz 
besonders attraktiv. 

Die Entwicklung der Bedürfnisse und Ansprüche 
der Bevölkerung ist somit ein entscheidender Faktor 
für die Regionalpolitik, Berücksichtigung ist die Vor- 
aussetzung für den Erfolg alles dessen, was zur Be- 
einflussung der Standortwahl für Wirtschaftstätig- 
keiten unternommen werden kann. 


C. Die Entwicklung der wirtschaftlichen Merkmale 
der Gebiete 

Entsprechend den technischen Mitteln der Ent- 
wicklung sahen sich diese oder jene Gebiete im 
Laufe der Geschichte im Vorteil: Häfen an Fluß- 
mündungen und Täler großer Flüsse in der Handels- 
wirtschaft, Bergbauregionen in der aut Kohle und 
Stahl basierenden industriellen Wirtschaft. In der 
heutigen Zeit müßte die Entwicklung der technischen 
Mittel und der Bedürfnisse der Bevölkerung dazu 
führen, daß alle natürlichen Reichtümer, die in den 
so verschiedenartigen Gebieten der Gemeinschaft 
vorhanden sind, in ausgewogenerer Form genutzt 
werden. 

Die Zunahme der Seetransporte ist für ein Gebiet 
in der Gemeinschaft, das über außergewöhnlich zahl- 
reiche verkehrserschlossene Küsten verfügt, ein um 
so aussichtsreicherer Trumpf als die Wirtschaft der 
Gemeinschaft, der es an eigenen Rohstoffen man- 
gelt, nur mit einer zunehmenden Beteiligung der 
internationalen Wirtschaft gedeihen kann. Die 
Häfen sind mehr und mehr Produktionsstätten; in 
ihrer Verlängerung erhöhen die großen Binnenver- 
kehrsadern, die mit Hilfe der modernen Technik in 
vollem Umfang genutzt und untereinander verbun- 
den werden können, noch die Durchdringungsfähig- 
keit des Gemeinschaftsgebietes und seine Möglich- 
keiten, am Welthandel teilzunehmen. 

Die Zunahme des Eisenbahn-, Straßen- und Luft- 
verkehrs bewirkt, daß die Autostraßen, der Flug- 
verkehr von Haus zu Haus, in Kürze der Aerotrain 
oder neue Möglichkeiten des Eisenbahnsystems und 
die Energieverteilung neue Trümpfe für die zahlrei- 
chen Regionen der Gemeinschaft bilden, die auf 
Grund ihrer besonders günstigen Lage oder ihres 
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Klimas bevölkerungsaktiv sind. Außerdem bieten 
sie die Möglichkeit, in das wirtschaftliche und sozi- 
ale Leben umfangreiche Gebiete wieder einzuglie- 
dern, die infolge der Schwäche ihrer Agrarwirtschaft 
verlassen wurden oder sich entvölkern, aber geeig- 
net sind, die neuen Ansprüche und Bedürfnisse der 
Bevölkerung zu erfüllen. 

Mit seinem außerordentlich gleichgewichtigen 
Charakter, seiner relativ geringen Fläche zwischen 
Meer, Bergen und Flachland und den reichen Früch- 
ten einer langen Zivilisation weist das Gebiet der 
Gemeinschaft Merkmale auf, die im Rahmen der 
modernen Techniken für das Gedeihen der Wirt- 
schaft und der Menschen ganz besonders günstig 
sein können. 


D. Die Dauerhaftigkeit des Gegenstands der 
Regionalpolitik 

Die Wandlungsprozesse sind in unserer Gesell- 
schaft zu einer Konstanten geworden. Als Antriebs- 
kräfte wirken die vielfältigen und immer weiter 
verbreiteten Bedürfnisse der Bevölkerung, die Neu- 
erungen im technischen Bereich und der Wettbewerb 
in der Wirtschaft. 

Der Gegenstand der Regionaipolitik ist also keine 
vorübergehende Erscheinung, die das Ergebnis eines 
allzu großen Beharrungsvermögens der alten Struk- 
turen zu einem bestimmten Zeitpunkt wäre. Der not- 
wendige Anpassungsprozeß ist vielmehr konstant. 
Die in den verschiedenen Regionen ausgeübten wirt- 
schaftlichen Tätigkeiten werden immer wieder in 
Frage gestellt. Es gibt keine auch noch so fort- 
schrittliche Region, die nicht mit den Problemen des 
Wandlungsprozesses und der Anpassung an die ver- 
änderten technischen und wirtschaftlichen Bedingun- 
gen zu kämpfen hat oder irgend wann einmal damit 
zu kämpfen hätte. 

Der Gegenstand der Regionalpolitik ist somit per- 
manent. Das bedeutet aber gleichzeitig, daß regio- 
nalpolitische Maßnahmen äußerst dringlich sind, 
denn jede Verzögerung vergrößert noch das Handi- 
cap, das überwunden werden muß. 


E. Die wachsende Verantwortung der Behörden 

1 . 

Die Probleme, die zur befriedigenden Gestaltung 
der Standortfaktoren zu lösen sind, gehören im all- 
gemeinen in den Zuständigkeitsbereich der Behör- 
den auf den verschiedenen Ebenen oder zumindest 
halböffentlicher Steilen. Der Wandel der Standort- 
erfordernisse ändert daher auch das Gleichgewicht 
der Tätigkeit der Behörden auf wirtschaftlichem 
und sozialem Gebiet tiefgreifend. 

Solange die natürlichen Zwänge bestimmend wa- 
ren, konnte sich die wirtschaftliche und soziale 
Funktion der staatlichen Organe im wesentlichen — 
nur mit gewissen Unterschieden in den Ordnungs- 
prinzipien — auf die Hauptmechanismen des Wirt- 
schafts- und Gesellschaftssystems konzentrieren, um 


deren einwandfreis Funktionieren zu gewährleisten 
und deren negative Auswirkungen zu korrigieren, 
falls diese durch wirtschaftliche oder soziale Gründe 
bedingt waren. 

In dem Maße, in dem die Auswirkungen des 
Strukturwandels zunehmen und neue Standortanfor- 
derungen an die Stelle der natürlichen Zwänge tre- 
ten, entwickelt sich eine neue Wirtschafts- und So- 
zialfunktion. Bei dieser handelt es sich aber in 
Wirklichkeit nur um eine neue Dimension der wirt- 
schaftlichen und sozialen Funktion des Staates. 

Dies ist das eigentliche Phänomen, das die in allen 
modernen Staaten im regionalen Bereich festzustel- 
lende Fülle an Gedanken und Maßnahmen erklärt. 
In einer sich wandelnden Wirtschaft, d. h. in jeder 
modernen Wirtschaft wird die Regionalpolitik zu 
einer vorrangigen Dimension der Wirtschafts- und 
Sozialpolitik des Staates. 

2 . 

Daraus ergeben sich beträchtliche Konsequenzen. 
Insbesondere hat dies zur Folge, daß die Abgren- 
zung der Regionen und ihre aktive Einbeziehung in 
die Volkswirtschaft, d. h. ihre Ausgestaltung zu 
echten funktionalen Einheiten der Wirtschafts- und 
Sozialpolitik, mehr vom Handeln der Behörden als 
von traditionellen Wesenszügen, geschichtlichen Ge- 
gebenheiten oder die wirtschaftlichen Entwicklung 
abhängen. 

Ohne Infrastrukturen, Gemeinschaftseinrichtungen 
und — ganz allgemein — ohne die zur Ausübung 
moderner Wirtschaftstätigkeit und zur Befriedigung 
des Bedarfs der Bevölkerung an Zivilisationsgütern 
erforderlichen Umweltbedingungen kann eine Re- 
gion, auch wenn sie eine Tradition hat, keine funk- 
tionale Einheit der Wirtschafts- und Sozialpolitik 
bilden. Die Vereinigung von Standortfaktoren durch 
kombinierte Maßnahmen der Behörden auf allen 
Ebenen kann dagegen zur Entstehung einer solchen 
funktionalen Einheit führen, welche die Stärkung 
oder Errichtung der erforderlichen Wirtschaftstätig- 
keiten sowie die Neubelebung der Struktur der Ver- 
waltung und des kulturellen Lebens, die der betref- 
fenden Region, ihr besonderes Gepräge verleihen, 
nach sich ziehen. 

Diese Faktoren sind die unbedingt notwendige 
Unterstützung für die Tätigkeit der um die Förde- 
rung und Entwicklung ihrer Region mit ihrer ganzen 
Hingabe, ihrem Erfindungsreichtum und ihrer Dyna- 
mik bemühten Menschen, ohne die die notwendigen 
Wandlungen nicht zuwege gebracht werden können. 

Die wachsende Verantwortung der öffentlichen 
Hand betrifft tatsächlich auch die regionalen und 
lokalen Behörden. Es ist wichtig, daß die regionalen 
und lokalen Initiativen unter den besten Bedingun- 
gen erfolgen können. In vielen Fällen können die 
Schritte, die die Behörden unternehmen, das regio- 
nale Gleichgewicht in der Gemeinschaft bestimmen. 
Solche Initiativen müßten also festgelegt werden 
können; sie dürften durch ihre Eingliederung in eine 
Gesamtkonzeption eine größere Wirksamkeit der 
eingesetzten Mittel erreichen. 
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Indem die Privatinitiative auf diese Weise in den 
Genuß der Unterstützung der öffentlichen Hand mit- 
tels der Anpassung der Standortbedingungen ge- 
langt, kann sie voll ihre Rolle der Förderung und 
Entwicklung spielen. 

3. 

Die Region ist also keine ausschließliche histo- 
rische Gegebenheit mehr; sie wird mehr und mehr 
das Ergebnis der Initiative ihrer lebendigen Kräfte 
sein, unterstützt von der aktiven Politik der staat- 
lichen Organe im Bereich der Bedingungen für die 
Ansiedlung der Wirtschaftszweige einer modernen 
Gesellschaft und damit auch der Ansiedlung der Be- 
völkerung. 

So zeichnen sich bereits die wichtigsten Ziele der 
Regionalpolitik ab. 


DRITTES KAPITEL 
Die Ziele der Regionalpolitik 

Die im vorigen Kapitel beschriebene Entwicklung 
der Art der in zunehmenden Maße von Willensent- 
scheidungen bestimmten Standortfaktoren zeigt, daß 
die neuen Standortbedingungen im Gegensatz zu 
den natürlichen Zwängen sehr weitgehend das Er- 
gebnis einer Aktion, einer Politik sein können; 
diese ist ein ständiges Erfordernis und Sache des 
Staates. 

Diese Politik ist eben die Regionalpolitik, deren 
Ziel wie folgt vorgezeichnet ist: Schaffung, Ver- 
besserung und Erhaltung der Standortbedingungen 
für die Wirtschaftstätigkeiten und die Menschen 
unter Berücksichtigung der Erfordernisse der Tech- 
nik und der Wirtschaft, der Bedürfnisse und An- 
sprüche der Bevölkerung sowie des Charakters der 
Gebiete. 

Welche Grundregeln sind zur Erreichung dieser 
Ziele zu beachten? Welche Arten von Maßnahmen 
lassen sich unter Berücksichtigung der Merkmale 
der Geographie der Wirtschaftsstrukturen in der 
Gemeinschaft durchführen? Diese Hauptprobleme 
sollen nachstehend untersucht werden. Zunächst 
werden die allgemeinen Ziele der Regionalpolitik 
festgelegt und sodann die spezifischen Ziele der 
einzelnen Regionen der Gemeinschaft geprüft. 


A. Die allgemeinen Ziele jeder Regionalpolitik 

Da die Regionalpolitik eine Dimension der Wirt- 
schafts- und Sozialpolitik ist, hat sie selbstverständ- 
lich auch die gleichen Ziele: Wirtschaftliches Opti- 
mum, Wohlstand und Entfaltung der Menschen. Sie 
geht dabei von den Erkenntnissen aus, die wirt- 
schaftliche Vorausschau und soziologische Analyse 
ihr liefern und will die gesamte Bevölkerung an der 
Erreichung dieses Zieles beteiligen. 


a) Die Ziele der Regionalpolitik werden unmittelbar 

von der wirtschaftlichen Vorausschau bestimmt 

Da die regionalpolitischen Maßnahmen hauptsäch- 
lich auf die Errichtung und Erhaltung der Infrastruk- 
turen und ganz allgemein der Umweltbedingungen 
für eine produktive Wirtschaftstätigkeit abzielen, 
sind die damit verbundenen Investitionen im allge- 
meinen sehr hoch. Diese Investitionen amortisieren 
sich zwangsläufig nur langfristig, zumal sie im all- 
gemeinen wiederum die Voraussetzung für äußerst 
umfangreiche Privatinvestitionen bilden: ihre tech- 
nische und wirtschaftliche Wirkungsfähigkeit muß 
daher von hinreichend langer Dauer sein. 

Obwohl die regionalpolitischen Maßnahmen bei 
den neuen Standortbedingungen mehr Spielraum 
haben, verlangen sie dennoch stets neue Entschei- 
dungen, deren Ziel die Formung der künftigen ge- 
sellschaftlichen Ordnung ist. Bei den zu treffenden 
Entscheidungen müssen möglichst zahlreiche tech- 
nische, wirtschaftliche und menschliche Erwägungen 
berücksichtigt werden, um zu Formen des Zusam- 
menlebens zu gelangen, die dem tiefen Wunsch der 
Bevölkerung nach Lebens- und Arbeitsformen ge- 
recht werden, die ihre schöpferische Dynamik leben- 
dig erhalten. 

Die Regionalpolitik muß also einerseits einen 
möglichst langen Zeitraum mit einem Höchstmaß an 
technischer und wirtschaftlicher Entwicklung, ande- 
rerseits die fundamentalen Erkenntnisse über die 
Art der künftigen Gesellschaft in Betracht ziehen. 
Ein Zeitraum von 20 Jahren dürfte angemessen sein. 

Die regionalpolitischen Ziele werden somit sehr 
weitgehend durch die Erkennisse der fortgeschritte- 
nen Forschung und der Futurologie sowie der So- 
ziologie bestimmt. 

Die Regionalpolitik besteht also zu einem großen 
Teil aus Spekulationen über neue Strukturen, was 
kühne Zukunftsvisionen und gleichzeitig eine große 
Anpassungsfähigkeit einschließt. 

Während sich die klassische Wirtschaftspolitik auf 
Mechanismen stützen kann, die es gestatten, die 
Auswirkungen der getroffenen Entscheidungen im- 
mer eingehender zu berechnen, eröffnet die Regio- 
nalpolitik als Zweig der Wirtschaftspolitik ein weit 
unsichereres Feld, denn die mechanischen Auswir- 
kungen sind dort häufig schwer zu erfassen und zu 
beurteilen. Aus diesem Grund entfällt hier auf die 
politischen Aspekte der Entscheidungen ein höherer 
Anteil. 

b) Die Regionalpolitik versucht, die gesamte Be- 
völkerung in höchstem Maße an der Erreichung 
des wirtschaftlichen Optimums zu beteiligen 

1. Damit die Bevölkerung in höchstem Maße an der 
Erreichung des wirtschaftlichen Optimums teil- 
haben kann, muß in erster Linie die in einzelnen 
Regionen bestehende oder möglicherweise ein- 
tretende Arbeitslosigkeit aufgrund der im Gange 
befindlichen oder entstehenden Wandlungspro- 
zesse aufgesaugt oder ihr unter mit einem immer 
lebhafteren Wettbewerb, dem die gesamte Ge- 
meinschaft unterworfen ist, zu vereinbarenden 
Bedingungen vorgebeugt werden. 
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Das Zieh der aktiven Bevölkerung aller Regi- 
onen einen einträglichen Erwerb zu beschaffen, 
ist eine wirtschaftliche und soziale Notwendig- 
keit. Ein anhaltendes wirtschaftliches Wachstum 
kann nur durch die weitgehendste Verwendung 
der aktiven Kräfte aller Regionen erreicht wer- 
den. 

Diese Verwendung muß unter dem Gesichtspunkt 
des Anwachsens der gesamten Wettbewerbs- 
fähigkeit der Wirtschaft der Gemeinschaft ge- 
sichert sein. Zur Stunde, wo die Wirtschafts- 
tätigkeit der Länder und der Regionen der Ge- 
meinschaft immer härteren Wettbewerbsbedin- 
gungen nicht nur von einem Land zum anderen 
innerhalb des gemeinsamen Marktes, sondern 
auch gegenüber Drittländern unterworfen wird, 
ist dieses Erfordernis von grundlegender Bedeu- 
tung. 

Die durch die Beschaffung von Arbeitsplätzen 
auftretenden Erfordernisse mit denen der Wett- 
bewerbsfähigkeit der regionalen Wirtschaften zu 
vereinbaren, ist somit eine schwierige, aber 
grundlegende Aufgabe der Regionalpolitik. 

2. Die Aufgabe ist um so schwieriger, als bei die- 
sem Wandlungsprozeß häufig zwei Arten von 
Beharrungstendenzen auftreten, die sich zusam- 
men kumulativ auswirken: 

— das geographische Beharrungsstreben von Be- 
völkerungsgruppen auch dann, wenn das geo- 
graphische Beharrungsstreben der Einzel- 
personen in den einzelnen Regionen, Beschäf- 
tigungsarten und Alterskategorien mehr oder 
weniger ausgeprägt ist; 

— eine gewisse wirtschaftliche Beharrungsten- 
denz, die vor allem auf einer Unzulänglich- 
keit der für die Bevölkerung verfügbaren 
Erziehungs- und Ausbildungsmittel sowie 
einer unzulänglichen Beteiligung an den Ent- 
scheidungen und dem Einsatz der erforder- 
lichen finanziellen Mittel beruht. 

Außerdem schaffen die territorialen und geogra- 
phischen Eigenarten der Regionen ungleiche Vor- 
aussetzungen für die Bejahung dieser Wandlun- 
gen durch die Bevölkerung. 

Auf diese Weise entsteht ein besonderer akuter 
Konflikt, der eines der Hauptprobleme unserer 
Volkswirtschaft und ganz allgemein unserer ge- 
sellschaftlichen Ordnung bildet: die einzelnen 
Regionen sind auf den notwendigen Anpassungs- 
prozeß in unterschiedlichem Maße vorbereitet, 
sie sind dafür aber auch in unterschiedlichem 
Maße geeignet. 

Das Gefälle zwischen den einzelnen Regionen 
und die Spannungen, die durch die sehr ähnlichen 
Wünsche und Bedürfnisse der Bevölkerungsgrup- 
pen bei sehr unterschiedlichen regionalen Ver- 
hältnissen hervorgerufen werden, sind ein be- 
sonders sichtbarer Ausdruck dieses Konflikts, 
dessen Lösung eines der Hauptziele jeder Re- 
gionalpolitik ist. 


3. Dieses Ziel der Regionalpolitik ist eine wesent- 
liche Komponente der Ziele der Wirtschafts- und 
Sozialpolitik. 

Zwar trifft es zu, daß ein befriedigendes gesamt- 
wirtschaftliches Wachstum das einwandfreie 
Funktionieren der gesamtwirtschaftlichen Me- 
chanismen widerspiegelt, doch reicht die bloße 
globale Feststellung, daß dieses Wachstum 
— abgesehen von gewissen Problemen der funk- 
tionellen Arbeitslosigkeit — die Vollbeschäfti- 
gung der Produktionsfaktoren gewährleistet, 
nicht aus: sie bestätigt ja nur, daß ein Gleich- 
gewicht besteht, nicht aber, daß die Wirtschafts- 
verhältnisse zum Optimum tendieren. 

Hierin liegt die ganze Problematik der Qualität 
des Wachstums: Das Wachstum einer Wirtschaft 
kann durch hohe Zuwachsraten des Bruttosozial- 
produkts während einer gewissen Zeit leicht zu 
Illusionen führen. Dies trifft vor allem dann zu, 
wenn eine Reihe von Sektoren oder Regionen 
darin einbezogen sind, in denen, gemessen an 
den internationalen Wettbewerbsbedingungen, 
die Kosten zwar relativ hoch sind, die Wirt- 
schaftstätigkeit jedoch im Windschatten der ver- 
schiedensten Schutzmaßnahmen oder Übertragun- 
gen zu gedeihen vermag. Dies trifft ferner dann 
zu, wenn die getätigten Investitionen mehr der 
Erhaltung bestehender Strukturen als der An- 
passung dieser Strukturen an die neuen Tech- 
niken und an die Herstellung neuer Erzeugnisse 
mit größtmöglichem Mehrwert dienten. 

Der Gegensatz zwischen einem c{ualitativ guten 
Wachstum und einem rein quantitativen Wachs- 
tum äußert sich durch eine Unterbeschäftigung 
eines Teiles der Bevölkerung, die sich in dem 
relativ schwachen Anteil ihres Beitrags zur ge- 
samtwirtschaftlichen Wertschöpfurig und in häu- 
fig beträchtlichen Einkommensübertragungen 
verschiedenster Art äußert, durch die die Unter- 
schiede zwischen der Beteiligung an der Produk- 
tion und der Beteiligung an der Verteilung des 
Sozialprodukts ausgeglichen werden sollen. 

In einigen Regionen kann sich daraus sogar eine 
Auswanderung vor allem der Erwerbsbevölke- 
rung ergeben, die, außer den damit verbundenen 
Nachteilen im menschlichen Bereich, einen sol- 
chen Umfang erreichen kann, daß sie einen ent- 
scheidenden Hemmschuh für das Leben dieser Re- 
gionen und einen Kapitalverlust für die Gemein- 
schaft bildet, wenn, wie dies noch der Fall ist, 
diese Auswanderung der Erwerbsbevölkerung in 
dritte Länder führt. 

Der Gegensatz äußert sich auch in Inflations- 
erscheinungen: die Phasen der Konjunkturüber- 
hitzung finden eine ihrer wesentlichen Ursachen 
in der Ungleichheit insbesondere der regionalen 
Strukturen. Die fortschrittliche Lebensweise brei- 
tet sich vor allem durch Informations- und 
Publizitätstätigkeit schneller und viel einheit- 
licher aus als die echten Produktivitätsfort- 
schritte. 

Die Bevölkerung wenig produktiver Regionen 
will durch teils gezielte, teils mechanische und 
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unkontrollierte Einkommensübertragungen an 
der Verteilung der Erzeugnisse und Dienst- 
leistungen teilhaben. 

Findet jedoch diese Beteiligung kein wirtschaft- 
liches Gleichgewicht in einem ausreichenden Zu- 
wachs der Gesamtproduktivität, so ergibt sich 
eine globale Störung des Gleichgewichts zwischen 
Angebot und Nachfrage. 

In gewissen Grenzen wirken sich die Einkom- 
mensübertragungen günstig auf die Expansion 
aus, vor allem wenn sie Strukturreformen aus- 
lösen, die ohne äußeren Anstoß nicht stattfinden 
können. Sind jedoch die Auswirkungen der Über- 
tragungen größer als die Anpassungsmöglichkei- 
ten, so kommt es zu Inflationserscheinungen. 

Es ist nicht wünschenswert und im übrigen 
schwierig, die Verbreitung der fortschrittlichen 
Lebensweise zu hemmen. Daher müssen die 
Strukturen angepaßt werden, um mit einem 
Mindestmaß an Einkommensübertragungen aus- 
kommen zu können. Die Beteiligung an der Ver- 
teilung würde dann ihr Gegengewicht in der 
Beteiligung an der Produktion finden. 

Diese Entwicklungen zeigen im übrigen eindeu- 
tig die Grenzen des Zieles, das darin besteht, das 
Einkommensgefälle zwischen den Regionen zu 
verringern. Die Möglichkei von Willensentschei- 
dungen bei der Standortwahl ist nicht so voll- 
ständig, daß an jedem Ort alles produziert wer- 
den könnte. 

4. Die Regionalpolitik muß somit das geographische 
Beharrungsstreben und die geographischen 
Eigenarten berücksichtigen, die den Konflikt mit 
den notwendigen Wandlungen auslösen. Sie wird 
diesen Konflikt mit den Erfordernissen des 
wirtschaftlichen Optimums nicht lösen können, 
wenn sie sich mit diesem Trägheitsmoment in 
seinem ganzen Ausmaß abfindet. Dies hieße den 
Erfordernissen der Wirtschaftlichkeit in einer im 
Wandel begriffenen Gesellschalt auf Kosten der 
Gesamtheit und auch der Betroffenen selbst ent- 
schieden zuwiderhandeln. 

Die heikelste Aufgabe der Regionalpolitik be- 
steht somit darin, innerhalb vernünftiger Kosten- 
grenzen die notwendigen Kompromisse zu fin- 
den, damit die Mittel, vor allem die Reserven 
an Arbeitskräften des gesamten Gebiets, unter 
zufriedenstellenden Wettbewerbsbedingungen 
wertschöpferisch in einer Wirtschaftstätigkeit 
eingesetzt werden. 

Um dies zu erreichen, muß die Regionalpolitik 
die Bevölkerung in die Lage versetzen, zu ihrer 
eigenen Entwicklung beizutragen. Zu diesem 
Zweck müssen die Ursachen für das wirtschaft- 
liche Beharrungsstreben dadurch beseitigt wer- 
den, daß das Netz der Erziehungs- und Berufs- 
ausbildungseinrichtungen erweitert und eine 
Möglichkeit für die Beteiligung an der Erarbei- 
tung von Entscheidungen entwickelt, oder aber 
auf regionaler Ebene Finanzmittel in einem die 
Kohärenz der Entscheidungen auf globaler Ebene 
gewährleistenden Umfang mobilisiert und einge- 
setzt werden. 


Die Regionalpolitik, die vom Wandel der Indu- 
striegesellschaft getragen und durch das gesamt- 
wirtschaftliche Wachstum erleichtert wird, ist 
faktisch eine Voraussetzung für den Erfolg des 
Wandlungsprozesses und für die Qualität, d. h. 
auch den Erfolg des gesamtwirtschaftlichen 
Wachstums. 

5. Diese Dialektik von Quantität und Qualität zeigt 
deutlich, wie eng die regionalpolitischen Ziele 
und die Ziele der übrigen Gebiete der Wirt- 
schaftspolitik, namentlich ihre sektoriellen Ge- 
sichtspunkte, miteinander verzahnt sind. 

Die regionalpolitischen Ziele müssen sich eng 
an die quantitativen und qualitativen Ziele der 
Sektorpolitik, die Teil der Wirtschaftspolitik ist, 
anlehnen. Da jedoch Aufbau und Erhaltung der 
Standortbedingungen für die einzelnen Wirt- 
schaftszweige Hauptziel der Regionalpolitik sind, 
hängt der Erfolg der sektoriellen Wirtschafts- 
politik, und ganz allgemein der Wachstumspoli- 
tik, insoweit von einer befriedigenden Verwirk- 
lichung der regionalpoMtischen Ziele ab. 


B. Die spezifischen Ziele der Regionalpolitik 
in der Gemeinschaft 

Nachdem die allgemeinen Ziele der Regionalpoli- 
tik als Teil der Wirtschafts- und Sozialpolitik fest- 
gelegt worden sind, müssen diese Grundsätze nun 
auf die im ersten Kapitel beschriebenen regionalen 
Strukturen der Gemeinschaft angewandt werden. 

Hierbei sind sowohl die Gesamtprobleme des Ge- 
meinsamen Marktes mit allen Auswirkungen, die 
sein Funktionieren mit sich bringt, als auch die Pro- 
bleme der einzelnen, im ersten Kapitel unterschie- 
denen Arten von Regionen zu berücksichtigen. 

a) Beitrag der Regionalpolitik zur Verwirklichung 
und Entwicklung des Gemeinsamen Marktes 

Hauptziel der auf die Gesamtprobleme des Ge- 
meinsamen Marktes angewandten Regionalpolitik 
ist es, zu einer harmonischeren Gestaltung der re- 
gionalen Strukturen in der Gemeinschaft beizutra- 
gen. Erstens, um den mechanischen Auswirkungen, 
die sich allein durch die Öffnung der Binnengrenzen 
einstellen, vorzubeugen; zweitens, um die Durch- 
führung der gemeinsamen Politik zu ermöglichen 
und schließlich, um für die einzelnen Regionen ein 
Höchstmaß an externen Kostenvorteilen zu schaf- 
fen. 

1. Wie schon bemerkt, ist die unmittelbare Folge 
der Öffnung der Grenzen eine verstärkte Ten- 
denz zur geographischen Konzentration. Die Un- 
ternehmen sehen sich veranlaßt, im Wettbewerb 
die unmittelbar besten Bedingungen für ihre 
Tätigkeit und insbesondere für ihren Standort zu 
suchen. Hieraus ergibt sich eine Konzentration in 
Richtung auf schon industrialisierte Gebiete, wo 
günstigere Standortbedingungen als anderswo 
gegeben sind. 

Mit der fortschreitenden Verwirklichung des Ge- 
meinsamen Marktes ist somit die Tendenz ver- 
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bunden, daß in bestimmten Fällen die übermäßi- 
gen und schädlichen Ungleichheiten in der Ver- 
teilung der Produktion auf den nationalen Ho- 
heitsgebieten noch vergrößert werden, denen die 
Mitgliedstaaten mit Hilfe ihrer Regionalpolitik 
beizukommen trachten. Die Verwirklichung des 
Gemeinsamen Marktes muß also dazu führen, 
daß eine bessere Verteilung, durch Berücksichti- 
gung der mit der Aufhebung der Binnengrenzen 
verbundenen Auswirkungen ermittelt wird. Dies 
gilt sowohl für die Tätigkeit des Tertiär- und 
Quaternärsektors als auch für die Tätigkeit des 
Sekundärsektors, wodurch insbesondere Pro- 
bleme der Urbanisierung und der Verteilung der 
Städte auf dem Staatsgebiet sowie Probleme der 
Verkehrswege und Häfen usw. aufgeworfen wer- 
den. 

Wenn die Regionalpolitik diesen neuen Gege- 
benheiten nicht Rechnung trüge, würden die 
wirtschaftlichen Tätigkeiten mechanisch nach 
dem Kräfteverhältnis zwischen den unterschied- 
lich entwickelten und ausgestalteten Regionen 
verteilt — wobei diese Unterschiede durch die 
Öffnung der Märkte noch verstärkt würden — , 
ohne daß man von vornherein davon ausgehen 
könnte, daß eine solche Verteilung dem wirt- 
schaftlichen Optimum und dem Wohlstand der 
Bevölkerung förderlich wäre. 

Dieses Problem geht weit über die Grenzgebiete 
hinaus, die a priori am unmittelbarsten betroffen 
erscheinen, weil hier die mit der Abschaffung 
der Zölle eingetretenen Änderungen den sicht- 
barsten Wandel auslösen. In der Tat traten in 
diesen Gebieten die unterschiedlichsten Auswir- 
kungen der Organisationssysteme, insbesondere 
im wirtschaftlichen und sozialen Bereich, unmit- 
telbar auf: die Folgen einer mangelnden Harmo- 
nisierung der Komponenten des Wirtschafts- und 
Sozialsystems sind hier unmittelbar zu spüren. 
Es wäre jedoch illusorisch zu glauben, daß die 
Grenzen durch die alleinige Auswirkung einer 
regionalpolitischen Maßnahme abgeschafft oder 
daß geplant werden könnte, die Gestaltung die- 
ser Regionen so zu privilegieren, daß der „ge- 
brochene Verkehr" zwischen den Wirtschafts- 
systemen gewissermaßen an den Rand dieser 
Regionen verschoben würde. Die modernen 
Transportmittel und Verpackungsmethoden füh- 
ren übrigens dazu, daß sich der unmittelbare 
Wettbewerb bald auf alle Gebiete der Gemein- 
schaft ausdehnt. 

Auf der anderen Seite wäre es illusorisch zu 
glauben, daß das allgemeine wirtschaftliche 
Wachstum gestattete, das Problem der ungenü- 
gend entwickelten Regionen automatisch zu lö- 
sen. Dies um so mehr, als die Verwirklichung des 
gemeinsamen Marktes diesem Problem eine 
neue Größenordnung gibt. Wenn es nicht gelin- 
gen sollte, durch eine geeignete Regionalpolitik 
die wirtschaftliche Verzögerung dieser Regionen 
in der Gemeinschaft wieder aufzuholen und so 
das Problem der Beschäftigung zu lösen, so lau- 
fen diese Regionen Gefahr, zumindest auf lange 
Sicht, das allgemeine wirtschaftliche Wachstum 
zu zügeln oder sogar zu behindern. 


Zur Beseitigung der Probleme, die sich in den 
Regionen stellen, müssen also Lösungen gefun- 
den werden, die mit den Notwendigkeiten des 
wirtschaftlichen Wachstums und der Wettbe- 
werbsfähigkeit der Gemeinschaft kohärent sind. 

2. Die im Vertrag vorgesehene gemeinsame Politik 
und die Koordinierung der Wirtschaftspolitik 
stoßen jedoch unvermeidlich auf die Hindernisse 
der unterschiedlichen Regionalstrukturen der Ge- 
meinschaft. 

Es ist allgemein bekannt, daß die gemeinsame 
sektorielle Marktpolitik um so leichter zu ver- 
wirklichen ist, je homogener ihr Anwendungsbe- 
reich ist. Ebenso lassen sich die gemeinsame 
Politik oder die Koordinierung der Wirtschafts- 
politik vor allem dann leicht gestalten und ver- 
wirklichen, wenn die Regionalstrukturen, auf die 
sie Anwendung finden, dafür annähernd gleich 
gut geeignet sind. Große strukturelle Unter- 
schiede zwischen den Regionen und eine un- 
gleiche Verteilung heterogener Strukturen zwi- 
schen den einzelnen Ländern der Gemeinschaft 
hingegen können der Verwirklichung und dem 
Erfolg dieser gemeinsamen Politik sehr im Wege 
stehen. 

Stützt sich eine gemeinsame Politik auf bereits 
teilweise überholte Strukturen, so verschafft sie 
den günstigsten Strukturen, die von einem 
Situationsvorteil profitieren, kurzfristige Vergün- 
stigungen; sie bringt auf Kosten der Allgemein- 
heit immer mehr Belastungen und Nachteile mit 
sich, die allmählich unerträglich werden. Die Ko- 
sten der gemeinsamen Politik, die aus den natio- 
nalen Haushaltsmitteln finanziert werden, be- 
lasten ganz besonders die Staaten mit den mei- 
sten ungeeigneten Strukturen und verursachen 
über kurz oder lang Gleichgewichtsstörungen, 
die ihr gesamtes Wirtschaftssystem, d. h. den 
Wert ihres Geldes, und letzten Endes das Gleich- 
gewicht der Gemeinschaft in allen Bereichen 
schwer beeinträchtigen müssen. 

Aus diesem Grunde muß, wenn die Strukturen 
regional so unterschiedlich sind wie in der Ge- 
meinschaft und wenn die Sektorpolitik diese un- 
terschiedlichen Strukturen berührt, der struk- 
turelle Aspekt der sektoriellen Politik unter Be- 
rücksichtigung der Bedeutung einer größeren 
Harmonie der Regionalstrukturen konzipiert und 
angewandt werden: jede sektorielle Struktur- 
politik in der Landwirtschaft, im Verkehr oder 
anderen Bereichen weist eine regionale Kompo- 
nente auf. 

Die Schaffung, die Gestaltung und die Erhaltung 
der Standortfaktoren, die das Ziel der Regional- 
politik darstellen, müssen auf der Ebene der Ge- 
meinschaft so weitgehend koordiniert sein, daß 
in den Regionalstrukturen eine Harmonie zu- 
stande kommt, die Vorausstezung für eine er- 
folgreiche Gestaltung gemeinsamer Politiken 
und für die Koordinierung der Wirtschafts- und 
Sozialpolitik ist. 

Ohne diese Koordinierung könnten die Ziele des 
Gemeinsamen Marktes gefährdet werden, und 
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die Mitgliedstaaten würden — wie sich an be- 
stimmten Erscheinungen ablesen läßt (immer hö- 
here Beihilfen) — , entgegen der von ihnen be- 
absichtigten Politik, das Gefälle zwischen den 
verschiedenen Regionen noch verschärfen. 

Hingegen muß eine bessere Koordinierung der 
Politik zur Entwicklung der Regionen auf Ge- 
meinschaftsebene jeder einzelnen Region durch 
die gegenseitige Unterstützung externe Kosten- 
vorteile bieten, die den dort getätigten Investi- 
tionen die größtmöglichen Nutzeffekte verleihen. 
Wie die Industrien ihren Standort so auswählen, 
daß ihr Wachstum gefördert wird, so sollte auch 
die Entwicklung der Regionen auf die Entwick- 
lung der jeweils benachbarten Regionen und der 
gesamten Gemeinschaft abgestimmt sein. Mit der 
Verwirklichung des Gemeinsamen Marktes wird 
die Gemeinschaft immer mehr zum unerläßlichen 
wirtschaftlichen Maßstab; dies gilt namentlich 
für die Regionalpolitik als Aspekt der Struktur- 
politik. 

b) Die Ziele für die verschiedenen Arten von 
Regionen 

Die Regionalpolitik, deren allgemeine Ziele vor- 
stehend definiert wurden und für die soeben her- 
ausgestellt wurde, wie sie zur Entwicklung des ge- 
meinsamen Marktes beitragen kann, soll bewirken, 
daß die Maßnahmen für die Entwicklung jeder Re- 
gion zumindest teilweise von der Region selbst aus- 
gehen und immer weniger auf Beihilfen und Im- 
pulse von außen angewiesen sind. 

So hat eine Region mit nur einem Produktions- 
zweig oder sogar nur einem Wirtschaftszweig — 
gleichgültig ob es sich um den primären, den sekun- 
dären oder den tertiären Sektor handelt — im allge- 
meinen nicht die schöpferische Kraft, die aus der 
Vielfalt und der Konfrontation der Bedürfnisse, Er- 
fahrungen und Tätigkeiten entstehen kann. Ein ge- 
wisses Maß an Diversifizierung, das übrigens die 
Spezialisierung nicht ausschließt, wenn es sich nicht 
um eine Spezialisierung in einem einzigen der drei 
großen Wirtschaftssektoren handelt, ist somit not- 
wendig. Eine derartige Diversifizierung spiegelt auf 
der Ebene der Region die innerhalb eines gemein- 
samen Marktes im Hinblick auf eine größere Har- 
monie der Strukturen zwischen den Regionen zu 
verfolgenden allgemeinen Ziele wider. 

Zur Festlegung der Ziele der Regionalpolitik für 
die verschiedenen Arten von Regionen, die im 
ersten Kapitel unterschieden wurden, müssen die 
Entwicklung des relativen Anteils der einzelnen 
Wirtschaftszweige, insbesondere die Entwicklung 
der Verkehrswirtschaft, und die Entwicklung be- 
rücksichtigt werden, die immer mehr die Verteilung 
der Wirtschaftszweige und der Menschen im geo- 
graphischen Raum beeinflußt und in der Tendenz 
zur Urbanisierung ihren Ausdruck findet. 

1. Die großen derzeitigen und voraussichtlichen 
Veränderungen in der Art und dem Standort der 
Wirtschaftszweige 

a) Die Entwicklung der Wirtschaftszw^eige steht im 
Zeichen einer allgemeinen Veränderung; sie 
zeigt, wie wichtig die Verwirklichung der großen 


Intrastrukturarbeiten ist, die diese Veränderung 
erforderlich macht. 

Der tertiäre und der quaternäre Sektor werden 
die Wirtschaftstätigkeiten und damit die Arbeits- 
kräfte, die in den anderen Sektoren frei werden, 
nach und nach anziehen. 

Im primären und sekundären Sektor ist auf 
Grund der immer stärkeren Mechanisierung und 
Automatisierung aller materiellen Produktions- 
und sogar Verwaltungsaufgaben eine physische 
Produktivität je Erwerbstätigen zu verzeichnen, 
die zu einem schnelleren Wachstum neigt als die 
Produktionsbedürfnisse. Diese Sektoren stellen 
somit Arbeitskräfte frei. Diese Tendenz ist sehr 
fortgeschritten im Agrarsektor und zeigt sich 
auch mehr und mehr in der gewerblichen Wirt- 
schaft. Dagegen bieten der entwickelte tertiäre 
und der quaternäre Bereich — insbesondere die 
Forschung als Grundlage des Fortschritts in allen 
Sektoren — ganz andere Möglichkeiten. Es han- 
delt sich dabei um Produktionszweige, in denen 
an sich keine Mechanisierung möglich ist (auch 
wenn sehr perfektionierte und sehr leistungs- 
starke technische Mittel eingesetzt werden). 
Außerdem entwickeln sich diese Sektoren im all- 
gemeinen aus unter Umständen sehr verschie- 
denartigen Verhältnissen, ohne daß damit für die 
Bevölkerung eine Umweltsveränderung und ein 
Ortswechsel verbunden ist: z. B. der Fremden- 
verkehr in landschaftlich schönen Gegenden auf 
dem Lande, an berühmten Straßen, im Gebirge 
oder an historischen Stätten; soziale und ärzt- 
liche Einrichtungen sowie allgemein bildende 
Schulen entstehen dort, wo die Bevölkerung an- 
sässig ist; Fachschulen und Forschungsanstalten 
werden dort errichtet, wo Möglichkeiten prak- 
tischer Anwendung bestehen; Kultur und Kunst 
breiten sich dort aus, wo sich kulturelle Reich- 
tümer und bestimmte natürliche Vorteile der 
Lage oder des Klimas am besten miteinander 
vereinigen. 

Außerdem entsprechen der entwickelte tertiäre 
und der quaternäre Sektor dem rasch wachsen- 
den und praktisch unbegrenzten Bedarf an 
Diversifizierung und Qualität einer Zivilisation, 
die sich schrittweise der materiellen Produk- 
tonsaufgaben entledigt, um sich der Erforschung 
des Universums und der Persönlichkeitsentfal- 
tung zu widmen. 

Derartige Vorteile sind für befristete Lösungen 
der Regionalentwicklung ausschlaggebend. 

Sämtliche sektoriellen Veränderungen erfordern 
eine Wandlung der beruflichen Befähigungen 
und häufig sogar der wirtschaftlichen Mentali- 
täten, mitunter auch der Lebensweise. Diese 
Wandlungen und Umgestaltungen bedingen eine 
sehr umfangreiche Anpassung und Entwicklung 
der Infrastrukturen aller Art, die mit ihnen Hand 
in Hand gehen und häufig bereits vorher erfol- 
gen müssen. 

Die Ziele der Regionalpolitik finden somit einen 
besonders günstigen Anwendungsbereich und 
können gleichzeitig so verwirklicht werden, daß 
die Beschäftigungsprobleme ohne schwerwie- 
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gende Unterbrechungen gelöst werden können. 
Diese sektoriellen Veränderungen und die An- 
passung der Bevölkerung können recht lange 
dauern. Dagegen wird für die Errichtung eines 
großen Teils der erforderlichen Infrastrukturen 
vor oder gleichzeitig mit diesen Veränderungen 
eine Arbeitskräftespezies erforderlich, die trotz 
der Mechanisierung — im Verhältnis zur Wert- 
schöpfung — viel zahlreicher ist als in anderen 
Sektoren und im wesentlichen Befähigungen auf- 
weist, die keine langdauernde neue Berufsaus- 
bildung erforderlich machen. 

Daraus ergibt sich für die Regionalpolitik die 
Möglichkeit, die Umlenkung der Wirtschafts- 
tätigkeiten der Regionen in produktivere Sek- 
toren mit den für diese Sektoren erforderlichen 
Infrastrukturverbesserungsarbeiten zu verbin- 
den. Auf diese Weise käme ein Mechanismus 
zustande, der eine bessere Kontinuität der Be- 
schäftigung gestattet und der Gefahr einer für 
die Zukunft nachteiligen Entvölkerung vorbeugt. 
Auf diese Weise könnten die Erfordernisse der 
Harmonisierung der Strukturen und der sekto- 
riellen Entwicklung sowie die Erfordernisse der 
Beschäftigung miteinander in Einklang gebracht 
werden: die Regionalpolitik kann so an Ort und 
Stelle ein harmonisches Zusammenspiel der sek- 
toriellen Politik, der Sozialpolitik und der Wirt- 
schaftspolitik im allgemeinen erleichtern, 
b) Der Wandlungsprozeß, der sich im interkon- 
tinentalen Verkehr, insbesondere im Seeverkehr 
vollzieht, rückt in wirtschaftlicher Hinsicht die 
Kontinente einander beträchtlich näher. Selbst 
innerhalb der Gemeinschaft der Sechs sind 
manche Entfernungen kostenmäßig größer als 
die Entfernungen zwischen der Gemeinschaft und 
einigen großen überseeischen Industrieländern. 
Die Ziele der Regionalpolitik müssen dies be- 
rücksichtigen, weil dadurch einerseits das Wirt- 
schaftspotential der Randgebiete, insbesondere 
der Küstengebiete, sich verändert und sich an- 
dererseits ein Gleichgewicht anbahnt, das sich 
von dem der gesamten Wirtschaft der Gemein- 
schaft unterscheidet. 

Es gehört daher zu den Zielen der Regional- 
politik, diese Lage und diese Möglichkeiten aus- 
zunutzen. 

Dies gilt selbstverständlich zunächst für die Kü- 
stengebiete. Gewiß ist die bloße Tatsache, daß 
eine Region im Küstengebiet liegt, noch keine 
ausreichende Voraussetzung für deren wirt- 
schaftlichen Wohlstand, weil der Außenhandel 
allein in Anbetracht der Weltmarktschwankun- 
gen keine hinlänglich ausgewogene Wirtschafts- 
einheit bildet. Dagegen kann die außenhandels- 
orientierte Wirtschaft ein mächtiger Katalysator 
der Entwicklung sein, die diese Regionen in Ver- 
bindung mit der Wirtschaft des Hinterlandes er- 
zielen könnten; allerdings müssen geeignete In- 
frastrukturen vorhanden sein, damit die Mög- 
lichkeiten der Region ausgeschöpft und sämtliche 
internen und externen Verbindungen gewähr- 
leistet werden können. Hier besteht wieder die 
gleiche Verbindung wie oben zwischen dem zeit- 
lich begrenzten Ziel und den Infrastrukturen, die 


insbesondere in bezug auf die Kontinuität der 
Beschäftigung Vorteile mit sich bringt. 

Dies gilt ferner in unterschiedlichem Umfang für 
zahlreiche Regionen, weil infolge der geographi- 
schen Gestaltung der Gemeinschaft nur wenige 
Teile des Gemeinschaftsgebietes dem auf dem 
Seewege erfolgenden internationalen Wettbe- 
werb entzogen sind. Für einige Regionen er- 
fordert dieser Umstand eine tiefgreifende Anpas- 
sung nicht nur in ihren Wirtschaftsstrukturen, 
sondern auch in der wirtschaftlichen Mentalität 
und im wirtschaftlichen Verhalten. 

c) Bekanntlich hat die Bevölkerung eine immer aus- 
geprägtere Tendenz zu einem Leben städtischer 
Art. Diese Erscheinung steht in engem Zusam- 
menhang mit der Entwicklung des tertiären und 
des quaternären Sektors und sollte dazu führen, 
daß unter Berücksichtigung der bereits erzielten 
und noch möglichen Fortschritte im Bereich der 
Beförderungsmittel ermittelt wird, nach welchen 
— vor allem raumorientierten — Konzeptionen 
die Urbanisierung in Zukunft vonstatten gehen 
soll. 

Zu den Zielen der Regionalpolitik gehört es, dar- 
auf hinzuwirken, daß sich die Entwicklung in 
Richtung auf die Urbanisierung innerhalb jeder 
Region so vollzieht, daß nach Möglichkeit über- 
mäßige Ballungen der Wirtschaft und der Men- 
schen vermieden werden und daß sich diese 
Städte in angemessener Form auf die verschie- 
denen Regionen verteilen unter Berücksichtigung 
ihrer wirtschaftlichen Möglichkeiten und der ver- 
schiedenen Dienstleistungen, die die Städte er- 
bringen. Auch hier sind wieder ein geeignetes 
Infrastrukturnetz und vor allem ein in quantita- 
tiver und qualitativer Hinsicht zufriedenstellen- 
des Wohnungsvolumen sowohl in den Städten 
selbst als auch für die Verbindungen zwischen 
ihnen erforderlich. Auch hier wiederum besteht 
die gleiche Verbindung zwischen dem zeitlich 
begrenzten Ziel und der Schaffung von Arbeits- 
plätzen durch die geplanten Infrastrukturen. 

Dieses Urbanisierungsziel erfordert die Beant- 
wortung insbesondere folgender Fragen: 

— Wie vervollständigen sich die verschiedenen 
Arten von Städten und welche Verbindungen 
müssen zwischen ihnen bestehen? 

— Wie gestalten sich ihre Verbindungen mit 
ihren Einfiußgebieten? usw. 

Berücksichtigt man, daß sich die sehr große 
Mehrheit der Bevölkerung in allen Ländern der 
Gemeinschaft auf ein Leben städtischer Art aus- 
richtet, so besteht hier ein großes Problem von 
allgemeinem Interesse. 

Dies sind also die drei allgemeinen Tendenzen, 
die weitgehend die Ziele der Regionalpolitik zur 
Förderung der Entwicklung der verschiedenen 
Arten von Regionen bestimmen. 

2. Anwendung auf die verschiedenen Arten von 
Regionen 

In der Gemeinschaft wurden drei Arten von Re- 
gionen unterschieden: Industrieregionen, halbindu- 
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stiidlisierte Regionen, landwirtschaftliche Regionen. 
Welches sind nun die spezifischen Ziele für jede 
dieser Regionen? 

a) Die Industrieregionen 

Generell handelt es sich bei diesen Regionen 
darum, eine ausreichende Dynamik zu unterhal- 
ten, damit sich die Entwicklung im Sinne der vor- 
aussichtlichen Veränderungen weiter vollzieht. 

Es muß insbesondere dafür gesorgt werden, 
daß der entv/ickelte tertiäre und der quaternäre 
Sektor dabei einen Platz einnehmen, der eine 
angemessene Verbindung zwischen der Indu- 
strie, der Forschung und der Universität ermög- 
licht. Es muß erreicht werden, daß die in den zu 
entwickelnden Wirtschaftszweigen geschaffenen 
Arbeitsplätze den durch den Rückgang der Be- 
schäftigung in anderen Sektoren freigewordenen 
Menschen offen stehen und nicht zusätzliche 
Arbeitskräfte eingesetzt werden, die die Wieder- 
beschäftigung dieser Menschen versperren wür- 
den. 

Dies bedeutet, daß in diesen Regionen und in 
den Städten übermäßige Ballungen mit den damit 
verbundenen wirtschaftlichen und gesellschaft- 
lichen Nachteilen vermieden werden müssen. 
Solche ungünstigen Verhältnisse gibt es bereits 
in einigen Regionen. Da es im Rahmen der Re- 
gionalpolitik schwierig ist, sie zu beseitigen, ist 
dafür zu sorgen, daß sie erst gar nicht entstehen. 

Dies bedeutet ferner, daß gewisse wirtschaft- 
liche und soziale Verhältnisse vermieden werden 
müssen, wie sie in Regionen mit nur einem 
Industriezweig bestehen, die den sektoriellen 
Veränderungen nicht angepaßt sind. In diesen 
Regionen, von denen es in der Gemeinschaft 
mehrere gibt, ist häufig nicht nur eine völlige 
Neuordnung der gewerblichen Wirtschaft und 
eine Diversifizierung der Wirtschaftstätigkeit, 
sondern auch eine tiefgreifende Erneuerung 
selbst der klassischen Infrastrukturen notwendig. 
Diese Regionen sind empfindliche Punkte für die 
Regionalpolitik. Es ist wichtig, solche Verhält- 
nisse zu beseitigen, aber ebenso wichtig, sie i 
andernorts erst gar nicht entstehen zu lassen. ! 

Schließlich ist darauf hinzuweisen, daß, wenn 
in diesen Regionen Landwirtschaft betrieben 
wird, eine eventuelle Agrarstrukturreform im | 
allgemeinen keine Beschäftigungsprobleme auf- 
wirft, die nicht in kurzer Zeit gelöst werden 
könnten, außer in dem obengenannten Fall der 
Regionen mit nur einem Industriezweig. Es kann 
sogar geschehen, daß das Anziehungsvermögen 
der industriellen Schwerpunkte in den benach- 
barten Agrarregionen zu einem Arbeitskräfte- 
mangel führt. 

b) Die halbindustrialisierten 

Regionen l 

Diese Regionen der Gemeinschaft liegen in der 
Nähe der Industrieregionen, entlang der großen 
Flüsse oder am Meer. 

Je nach ihrer geographischen Lage sind die | 
Impulse, die sie empfangen und die Ziele der 
Regionalpolitik unterschiedlich. I 


i) Liegen diese Regionen in der Nähe von In- 
dustriezonen, so können sie von sich aus 
einen unerläßlichen Gleichgewichtsfaktor 
bilden, und es empfiehlt sich, sie als Kom- 
plementärregionen der Industriezonen zu 
fördern. 

Bei diesen Regionen können zwei Umstände 
andere Ziele veranlassen: 

— Wenn die benachbarte Industrieregion 
nicht genügend diversifiziert ist und 
wenn sie rückläufige Wirtschaftszweige 
umfaßt. In diesem Fall muß in dem Raum, 
den die beiden Arten von Regionen bil- 
den, eine ausgewogene industrielle Di- 
versifizierung unter Berücksichtigung der 
Entwicklung in den einzelnen Sektoren 
und der Urbanisierungsprobleme ange- 
strebt werden. 

— Wenn die halbindustrialisierte Region 
selbst einen großen Agrarsektor umfaßt 
oder wenn eine oder mehrere benach- 
barte Regionen eine reformbedürftige, 
überwiegend landwirtschaftliche Struktur 
aufweisen. In diesen Fällen muß die 
Industrialisierung, in Verbindung insbe- 
sondere mit der landwirtschaftlichen Pro- 
duktion, gefördert und diversifiziert wer- 
den oder aber in den Industrialisierungs- 
prozeß der angrenzenden Agrarregionen 
einbezogen M^erden, in denen sie zur Ent- 
stehung gewisser ergänzender Industrie- 
oder Dienstleistungszweige führen könn- 
ten. 

ii) Bei den entlang den großen Flüssen gelege- 
nen halbindustrialisierten Regionen können 
die Ziele je nach Fall von der gleichen Art 
wie in den unter Buchstabe i) genannten 
halbindustrialisierten Regionen oder den 
unter Buchstabe iii) aufgeführten halbindu- 
strialisierten Küstengebieten sein. 

iii) Die halbindustrialisierten Küstengebiete 
werden um so leichter zu industrialisieren 
sein, je größer ihre Möglichkeiten zur Auf- 
nahme der großen interkontinentalen Ver- 
kehrsmittel sind. 

Abgesehen von den für diesen Prozeß not- 
wendigen Infrastrukturen muß die Ausbil- 
dung von Arbeits- und Führungskräften, die 
den Ansprüchen einer auf dem Weltmarkt 
wettbewerbsfähigen Industrie genügen, 
eines der vorrangigen Ziele für die Entwick- 
lung dieser Regionen sein. 

Natürlich können die oben genannten Ziele, 
die durch die Nachbarschaft der nicht indu- 
strialisierten landwirtschaftlichen Regionen 
bedingt sind, unmittelbar auf diese Regionen 
übertragen werden. 

Die notwendige Umstrukturierung der Land- 
wirtschaft in diesen drei Arten von halb- 
industrialisierten Regionen wird im allge- 
meinen durch die bereits vorhandene oder 
im Entstehen befindliche Industrie gefördert. 
Diese Umstrukturierung wird in den meisten 
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Fällen schwieriger sein als in den Industrie- 
regionen. Es wird daher notwendig sein, sie 
durch eine verstärkte Industrialisierung und 
Entwicklung des tertiären und des quater- 
nären Sektors zu fördern. Um diese Ent- 
wicklung voranzutreiben, werden Infrastruk- 
turarbeiten unerläßlich sein; wie günstig 
sich diese Arbeiten während der Umstruk- 
turierung auf die Beschäftigung auswirken, 
ist bekannt. 

c)Die überwiegend landwirtschaft- 
lichen Regionen 

Diese Regionen gliedern sich in mehrere 
Unterarten. 

i) Zunächst gibt es die landwirtschaftlichen 
Regionen, die einen vorwiegenden Agrar- 
charakter behalten werden. Es sind jene Re- 
gionen, in denen die Landwirtschaft der er- 
werbstätigen Bevölkerung dieselbe Einkom- 
menshöhe wie andere Wirtschaftszweige 
sichern kann. In diesen Regionen kommen 
zu den Zielen der Agrarstrukturpolitik noch 
diejenigen der Regionalpolitik. Die Regio- 
nalpolitik soll unmittelbar mit der landwirt- 
schaftlichen Erzeugung verbundene Indu- 
strien und Dienstleistungen und deren Zu- 
sammenfassung in einer Reihe von zentral 
gelegenen Städten fördern, die so angelegt 
sein müßten, daß sie der gesamten Bevöl- 
kerung dieser Regionen die Teilnahme an 
einer modernen Lebensform gestatten. 

ii) Diesen Gebieten stehen die Regionen gegen- 
über, in denen die Landwirtschaft nicht be- 
friedigend entwicklungsfähig ist, und die 
Schaffung rentabler Industrien ebensowenig 
Erfolg verspricht. 

In diesem Fall kann die Nutzung des natür- 
lichen Rahmens dieser Regionen angestellt 
werden: Gesundheitspflege, Fremdenver- 
kehrs- und Aufenthaltszentren und gegebe- 
nenfalls Ansiedlung von spezialisierten For- 
schungszentren. Die Aufforstung wird selbst- 
verständlich wegen ihres wirtschaftlichen 
Wertes, ihrer regulierenden Wirkung auf 
Klima- und Wasserhaushalt und wegen ihres 
landwirtschaftlichen Wertes gefördert. 

Die Bedeutung des Fremdenverkehrs sowie 
der Pflege- und Aufenthaltszentren recht- 
fertigt in einer Gesellschaft mit ständig 
wachsendem Einkommen angemessene In- 
frastrukturinvestitionen in diesen Regionen. 
Diese kaum mechanisierbaren Tätigkeiten 
können unmittelbar zahlreichen Arbeitskräf- 
ten zu einer Beschäftigung und einer neuen 
Qualifikation verhelfen und mittelbar die 
Erhaltung, Erweiterung oder Schaffung 
städtischer Zentren ermöglichen, die sich 
ihrerseits wieder zu geeigneten Stätten für 
zahlreiche intellektuelle und kulturelle Tä- 
tigkeiten zu entwickeln vermögen. Eine der- 
artige Entwicklung kann nicht nur die Ab- 
wanderung der Bevölkerung aus diesen Re- 
gionen zum Stillstand bringen, sondern, wie 


dies in einigen Fällen bereits sichtbar ist, 
auch eine Umkehrung der demographischen 
Entwicklung auslösen. Es kann sein, daß 
unter diesen Umständen einige Formen der 
Landwirtschaft (z. B. extensive Produktions- 
zweige, auf Wald- und Weidennutzung aus- 
gerichtete Landwirtschaft) neben spezifi- 
schen, mit dem Fremdenverkehr verbunde- 
nen Tätigkeiten (z. B. Unterhaltung und Ge- 
staltung der Landschaft) fortbestehen. 

iii) Die anderen zur Zeit landwirtschaftlich ge- 
nutzten Regionen, die zwischen diesen bei- 
den Extremen liegen, müssen durch tief- 
greifende Strukturreformen und eine gründ- 
liche Diversifizierung ihrer Tätigkeiten um- 
gestaltet werden. In diesen Regionen hän- 
gen die Möglichkeiten zur Durchführung der 
Agrarreform von den Möglichkeiten der 
Schaffung eines neuen wirtschaftlichen 
Unterhaus mit eben diesen diversifizierten 
Tätigkeiten ab. Allgemein gesehen ist die 
Förderung neuer Wirtschaftstätigkeiten 
ohne die Schaffung umfassender moderner 
Infrastrukturen im weitesten Sinne nicht 
möglich. Die Ziele der Regionalpolitik wer- 
den sich natürlich nach der geographischen 
Lage dieser Regionen richten: 

— ■ Bei Küstenregionen werden die Beschaf- 
fenheit der Küste und die Möglichkeiten 
für Hafenanlagen die Wahl erleichtern. 
Man wird sich entweder für Fremden- 
verkehr und Fischerei oder aber unter 
Berücksichtigung der bereits aufgezeig- 
ten Möglichkeiten im Zusammenhang 
mit der Veränderung der interkontinen- 
talen Verkehrsverbindungen für Indu- 
strien entscheiden. 

— Bei Regionen im Landesinneren sollten 
sich benachbarte Regionen gegenseitig 
ergänzen, um so die gewünschte Art der 
Industrialisierung und die Entwicklung 
der tertiären und quaternären Sektoren 
für eine Gesamtheit von Regionen zu er- 
reichen. Da diese Regionen im allgemei- 
nen eine geringe Bevölkerungsdichte 
haben, kommt der Entwicklung und der 
Verteilung von Städten sowie der Ver- 
bindung zwischen diesen Städten eine 
ganz besondere Bedeutung zu. Wegen 
der Kosten für die oft aus dem Nichts 
zu schaffenden Infrastrukturen haben 
diese Gruppierungen soziologische und 
wirtschaftliche, aber auch finanzielle 
Gründe. 

Hiermit sind nun nacheinander die allgemeinen 
Ziele jeder Regionalpolitik als Bestandteil der all- 
gemeinen Wirtschafts- und Sozialpolitik analysiert 
worden. Ferner sind die Beiträge der Regionalpoli- 
tik zur Verwirklichung und Entwicklung des Ge- 
meinsamen Marktes und schließlich die besonderen 
Ziele dargelegt worden, die die Regionalpolitik sich 
im Zusammenhang mit den großen Arten von Regio- 
nen stellen kann. 
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Selbstverständlich handelt es sich um Grund- 
linien, die nach Maßgabe der Eigenart jeder Region 
unter Berücksichtigung ihrer unmittelbaren Nachbar- 
schaft wie auch des Gesamtwirtschaftsgefüges, zu 
dem sie gehört, angewandt werden müssen. 

Die soeben herausgearbeiteten gemeinsamen 
Grundzüge vermitteln jedoch eine Vorstellung da- 
von, wie eine Regionalpolitik in Aussicht genom- 
men werden kann, die auf einen Markt zugeschnit- 
ten ist, innerhalb dessen eine größere Harmonie 
und ein besseres Gleichgewicht der Strukturen mehr 
und mehr notwendig werden, weil die Bevölkerung 
zunehmend gleiche Bedürfnisse hat. 

Im folgenden sollen die mit den Instrumenten der 
Regionalpolitik zusammenhängenden Probleme un- 
tersucht werden. 


VIERTES KAPITEL 

Grundsätze für einen wirtschaftlichen Einsatz 
der regionalpolitischen Mittel 

Das Instrumentarium der Regionalpolitik reicht 
von Untersuchungen über eine oder mehrere Re- 
gionen bis zu genauen Entwicklungsprogrammen, 
gegebenenfalls in Form von Plänen, mit denen eine 
Vielfalt von Mitteln zum Einsatz gelangt. 

Es kommt selbstverständlich nicht in Betracht, die 
Instrumente aufzuzählen und ein Urteil über ihre 
jeweiligen Vor- und Nachteile abzugeben. Es muß 
auch zugegeben werden, daß derartige Urteile 
zwangsläufig eine sehr relative Bedeutung haben, 
denn die Wirksamkeit der Mittel hängt sowohl von 
ihrer Art als auch von ihrer Kombination und An- 
wendung ab. 

In diesem Kapitel werden daher eine Reihe von 
Überlegungen angestellt, die einer besseren Koordi- 
nierung der Regionalpolitiken dienen sollen. Ganz 
allgemein muß die Wirksamkeit der regionalpoliti- 
schen Maßnahmen durch eine bessere Zusammen- 
fassung der Mittel gesteigert werden: bei dem Um- 
fang der zu lösenden Probleme und den dabei ent- 
stehenden Ausgaben ist es geboten, eine Zersplit- 
terung, zu der die Vielfalt der Probleme verleiten 
mag, zu vermeiden. 

Umgekehrt darf nichts vernachlässigt werden, das 
zur Verwirklichung der Ziele der Regionalpolitik 
beitragen könnte. 


A. über ein rationelleres Finanzgebaren 

a) Ausgaben für Investitionen 

1 . 

Alle Instrumente der Regionalpolitik ziehen recht 
erhebliche Ausgaben nach sich. Es sind Ausgaben 
für Investitionen für Ausrüstung und Ausbildung; 
die meisten dieser Ausgaben tragen erst allmählich 
und nach, unter Umständen, langer Zeit Früchte. 


j Man muß sich darüber im klaren sein, daß diese 
j Ausgaben nicht aus einem besonderen Etat für die 
Regionalpolitik finanziert werden. Die Regional- 
I Politik versucht, durch eine bestimmte Verwendung 
i der Haushaltmittel eine gewisse Investitionsform 
! der öffentlichen Hand zu fördern und so die Ent- 
scheidungen der privaten Investoren zu beeinflus- 
sen. Diese grundsätzliche Überlegung deckt sich mit 
den im zweiten Kapitel über das Ziel der Regional- 
politik enthaltenen Ausführungen, in denen her- 
vorgehoben wurde, daß sich die wirtschaftlichen und 
sozialen Aufgaben der öffentlichen Hand durch den 
Einfluß der Regionalstrukturen auf das Wirtschafts- 
wachstum ändern. 

2 . 

Die für die regionale Strukturveränderung bereit- 
zustellenden Beträge — die eine Voraussetzung für 
die Intensität, die Qualität und die Kontinuität des 
wirtschaftlichen Wachstums und des sozialen Fort- 
schritts sind — lassen sich zumindest annähernd 
abschätzen, indem man die Entwicklung der letzten 
zehn Jahre sowie die voraussichtliche Entwicklung 
für die kommenden Jahre miteinander vergleicht. 
Die klassische und praktische Methode besteht dar- 
in, bei diesem Vergleich von der Zahl der neuzu- 
schaffenden Arbeitsplätze auszugehen. 

Aus den statistischen Daten des Zeitraums von 
1956 bis 1966 geht hervor, daß in diesem Zeitraum 
in der Gemeinschaft global im Jahresdurchschnitt 
netto rund 900 000 Arbeitsplätze geschaffen wurden. 

Die pro Jahr geschaffenen 900 000 neuen Arbeits- 
plätze sind der Saldo der gesamten Beschäftigungs- 
umschichtung: sie geben gleichzeitig Aufschluß über 
den Zuwachs der beschäftigten Erwerbsbevölkerung 
und den Saldo der Bewegungen zwischen den gro- 
ßen Sektoren, von denen einige einen Arbeitsplatz- 
zuwachs andere indessen einen Rückgang verzeich- 
nen. 

Auf Grund der Vorausschätzungen für die näch- 
sten zehn Jahre dürfte unter Berücksichtigung der 
demographischeil Entwicklung in der Gemeinschaft, 
der im Gange befindlichen sektoriellen Verände- 
rungen und ihrer voraussichtlichen Entwicklung und 
im Hinblick vor allem auf die in den großen Indu- 
strieländern ermittelten Anzeichen (insbesondere in 
den USA), die Gesamtzahl dieser in den kommen- 
den zehn Jahren pro Jahr zu schaffenden Arbeits- 
plätze für die gesamte Gemeinschaft netto etwa 
1 Million betragen. 

Es hat somit den Anschein, daß weitere etwas in- 
tensivere Investitionen der privaten Unternehmen 
und der öffentlichen Hand bei ausreichendem Wirt- 
schaftswachstum den Erfordernissen der voraus- 
sichtlichen Entwicklung genügen könnten. 

Diese Schätzung bedarf jedoch in einer Reihe von 
Punkten, die zu erheblich unterschiedlichen Erkennt- 
I nissen führen, einer Korrektur. 

I Zunächst einmal ist sie auf der Ebene der Ge- 
meinschaft durchgeführt worden: sie berücksichtigt 
nicht die Unterschiede zwischen den Mitgliedstaa- 
ten, den Regionen, den sektoriellen Tätigkeiten 
innerhalb jeder Region und zwischen den in den 
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verschiedenen Regionen vorhandenen Infrastruktu- 
ren. 

Sodann ist unter dem Gesichtspunkt der für die 
Ausrüstungen und die Ausbildung der Menschen 
erforderlichen Mittel der Netto-Saldo nicht hinläng- 
lich repräsentativ und kann nur eine Mindestschät- 
zung der erforderlichen Ausgaben geben. Um zu 
einer besseren Schätzung zu gelangen, müßte man 
die Art und den Umfang innerhalb der Branchen der 
in den einzelnen Sektoren selbst erwarteten Ände- 
rungen erfassen können; ferner müßte man bestim- 
men können, wie die verschiedenen Regionen durch 
diese Änderungen betroffen werden und in welchem 
Umfang zur Ermöglichung dieser Umwandlungen 
Infrastrukturen in den verschiedenen Regionen der 
Gemeinschaft geschaffen werden müßten. 

Diese spezifischen Angaben für die einzelnen 
Sektoren und Regionen konnten nicht gemacht wer- 
den. Abgesehen von der für derartige Schätzungen 
typischen Schwierigkeiten, sind auch die derzeiti- 
gen statistischen Angaben unzulänglich. 

Jedoch lassen einige nachstehend wiedergegebene 
globale Hinweise eine Tendenz erkennen, die dar- 
auf hindeutet, daß einerseits die mit jedem neuzu- 
schaffenden Arbeitsplatz verbundenen Kosten für 
Ausrüstung und Ausbildung höher sein werden als 
im vorhergehenden Zeitraum und daß andererseits 
die Ausrüstungs- und Personalausbildungskosten im 
Zusammenhang mit den sektoriellen Veränderun- 
gen, die in den Netto-Salden nicht erfaßt sind, eben- 
falls steigen werden. 

3. 

Die sektoriellen Veränderungen dienen einer 
ständig wachsenden Produktivität, die durch die Er- 
fordernisse der Wettbewerbsfähigkeit auf dem 
Weltmarkt geboten ist. Dies erfordert vor allem die 
systematischere Entwicklung neuer Erzeugnisse und 
modernster Produktionstechniken, die wiederum 
eine intensivere Forschung und eine zunehmende 
Vergrößerung des Verhältnisses Kapital/ Arbeit nach 
sich ziehen. Die privaten oder öffentlichen Investi- 
tionen für Forschung, Ausbildung und Produktions- 
apparate für die gleiche Zahl von Arbeitsplätzen 
sind infolgedessen beträchtlich höher. 

Diese Erhöhung wird an den unterschiedlichen 
Kosten für die Schaffung eines Arbeitsplatzes sicht- 
bar: sie betragen in den herkömmlichen Branchen 
5 000 RE für einen Arbeitsplatz, mit dem keine be- 
sondere Qualifikation verbunden ist, und belaufen 
sich für einen Arbeitsplatz in den modernen Wirt- 
schaftszweigen mit einem erheblichen Grad an Auto- 
mation auf mehr als 200 000 RE. 

4. 

Außer diesen Investitionen werden durch die mo- 
dernen Wirtschaftstätigkeiten (Informatik, Fern- 
meldewesen, Forschungs- und Ausbildungszentren 
usw.) noch Infrastrukturinvestitionen erforderlich; 
auch diese Infrastrukturen sind sehr kostspielig und 
verlangen somit von der öffentlichen Hand zusätz- 
liche Anstrengungen. 


Dieser Infrastrukturbedarf in den verschiedenen 
Regionen läßt sich nicht ohne weiteres auf Grund 
der Globalentwicklung der geschaffenen Arbeits- 
plätze und durch einfache Bezugnahme auf die Ver- 
gangenheit beurteilen. Die Arten von Regionen, in 
denen diese sektoriellen Änderungen eintreten, und 
die in diesen Regionen vorhandenen Infrastrukturen 
müssen berücksichtigt werden: die Agrarregionen 
sind in dieser Hinsicht ein besonders anschauliches 
Beispiel. Hervorzuheben ist hier der Umfang der 
Ausgaben, der vor allem zu Lasten der öffentlichen 
Hand geht. 

Eine Vorstellung der Ausgaben erhält man, wenn 
man bedenkt, daß die Investitionen der öffentlichen 
Hand für die Schaffung eines Arbeitsplatzes je nach 
den Infrastrukturverhältnissen und den Wirtschafts- 
tätigkeiten in den einzelnen Regionen das Fünf- 
fache der durchschnittlichen privaten Investitionen 
je geschaffenen Arbeitsplatz betragen können; nach 
den Feststellungen in den letzten zehn Jahren lag 
ihre Höhe bei rund 15 000 RE. 

Dies sind also die beiden wichtigsten Korrekturen, 
denen die Schätzung der Ausgaben unterzogen wer- 
den muß, die sich auf die Nettogesamtzahl der neu- 
zuschaffenden Arbeitsplätze stützt. Obgleich aus 
den vorgenannten qualitativen und statistischen 
Gründen eine derartige Schätzung nicht durchge- 
führt werden konnte, erscheint es bereits jetzt an- 
hand unlängst gemachter Angaben offensichtlich, 
daß die in den nächsten Jahren in den verschiedenen 
Regionen vorzunehmenden öffentlichen und priva- 
ten Investitionen erheblich kostspieliger sein müs- 
sen als in der Vergangenheit. 

5. 

Selbstverständlich besteht die Gefahr, daß man 
rasch an die Grenzen der Spartätigkeit und der Bil- 
dung von Anlagekapital stößt; in gewissem Umfang 
werden in den auf der Ebene der Regionen und der 
Länder ausgearbeiteten Programmen die Entschei- 
dungen und Rangfolgen so festgelegt werden müs- 
sen, daß das Erreichte hinter den wünschenswerten 
regionalen Veränderungen und Anpassungen zu- 
rückbleibt. Immerhin könnte eine bessere Verwen- 
dung der öffentlichen Mittel und gegebenenfalls 
Maßnahmen zur Förderung der Ersparnisbildung 
und deren besserer Verwendung bewirken, daß sich 
der Abstand zwischen dem praktisch Erreichten und 
den wirtschaftlichen und sozialen Erfordernissen 
verringert. 

In erster Linie könnten zunächst auf längere Sicht 
allmählich erhebliche Einsparungen im Vergleich 
zu den Haushaltsausgaben der öffentlichen Hand in 
den letzten Jahren erzielt werden. 

So werden z. B. innerhalb der Gemeinschaft jähr- 
lich mehr als 1,5 Milliarden RE allein zur Deckung 
des Betriebsdefizits von zwei großen Wirtschafts- 
zweigen (Eisenbahn und Bergbau) aufgewendet. Im 
Agrarsektor werden sich die Kosten für Marktinter- 
ventionen nach dem derzeitigen System im Jahre 
1969 auf 2,3 Milliarden RE belaufen *). 


*) Ziel des Memorandums der Kommission über die 
Agrarreform ist es, diesen Betrag bis 1980 auf 0,75 
Milliarden zu senken. 
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Die Höhe dieser Summe muß mit den gesamten 
Kapitalausgaben der öfientlithen Verwaltungen der 
Länder der Gemeinschaft verglichen werden, die im 
Jahre 1969 (ohne Darlehen) rund 14 Milliarden RE 
betrugen. 

Dies sind nur einige allerdings besonders anschau- 
liche Beispiele für die Möglichkeiten einer rationel- 
leren Nutzung der öffentlichen Finanzmittel. Die 
Mitgliedstaaten bemühen sich, dem Rechnung zu 
tragen; aber es braucht hierzu zweifellos Zeit. Die 
Kommission ist jedoch der Auffassung, daß die Er- 
fordernisse der anstehenden Änderungen die öffent- 
liche Hand veranlassen müssen, einen strengeren 
Maßstab in diesem Bereich anzulegen. 

Außerdem scheint es, daß auch die Veränderun- 
gen selbst, vor allem im Bereich der Investitionen, 
zu neuen Organisationstypen führen müssen (z. B. 
durch bessere Nutzung der Informatik), die eine 
Eliminierung von Überschneidungen, bessere Er- 
träge und folglich entweder Einsparungen an be- 
stehenden Anlagen oder geringere Ausgaben für 
die neuen Investitionen ermöglichen müßten. 

Schließlich müßten die Gestaltung und die kon- 
kreten Ergebnisse der Regionalpolitik in jeder Re- 
gion die Bevölkerung dieser Regionen dazu veran- 
lassen, ihren Möglichkeiten entsprechend (gegebe- 
nenfalls durch vermehrte Spartätigkeit) unmittel- 
barer an den ihre Region betreffenden Investitions- 
vorhaben teilzunehmen. 

Insgesamt wird also deutlich, daß der Mittelauf- 
wand außergewöhnlich hoch und sicherlich erheb- 
lich größer sein wird als in den letzten Jahren. Es 
ist aber auch offensichtlich, daß eine Beschleunigung 
der Veränderungen und ein besseres Gleichgewicht 
der Regionalstruktur in der Gemeinschaft durch ein 
besser gestaltetes und rationelleres Finanzgebaren 
beträchtlich gefördert werden können. 

b) Die Beihilfen mit regionaler Zweckbestimmung 

1 . 

Der Platz, den die Unternehmensbeihilfen in ihren 
verschiedenen Formen im regionalpolitischen In- 
strumentarium der Mitgliedstaaten einnehmen, ent- 
spricht nicht immer den Erfordernissen der Struk- 
turanpassung. 

In einigen Regionen mit im allgemeinen geeigne- 
ten Infrastrukturen können sie tatsächlich ein echter 
Anreiz zur Überwindung vorübergehender Anlauf- 
schwierigkeiten sein. 

In anderen Regionen dagegen, wo die Infrastruk- 
turen und die Umweltbedingungen noch längst nicht 
den Erfordernissen für die Ansiedlung moderner 
Wirtschaftstätigkeiten entsprechen, stehen derartige 
Beihilfen für die Unternehmen in keinem angemes- 
senen Verhältnis zu den anstehenden Problemen, 
sondern führen meist zu kostspieligen Mißerfolgen, 
ohne daß man den erforderlichen Lösungen auch nur 
im geringsten näher käme. 

Ganz allgmeein fordert die Kommission Maßnah- 
men, mit denen die Strukturen auch wirklich ange- 
paßt werden können. 


In den Mitgliedstaaten zeigt sich in dieser Rich- 
tung eine günstige Entwicklung: Dem Aufbau und 
Ausbau von Entwicklungsschwerpunkten wird im- 
mer größere Bedeutung beigemessen. Hiervon hängt 
tatsächlich der Erfolg ab, und deshalb müssen die 
Beihilfen für die Regionalentwicklung soweit irgend 
möglich auf derartige Entwicklungsschwerpunkte 
konzentriert werden. 

2 . 

Parallel entwickelt sich jedoch eine Tendenz zur 
gegenseitigen Überbietung in der Höhe der Beihil- 
fen an die Unternehmen, um sie zur Niederlassung 
in bestimmten Regionen zu veranlassen. Diese ge- 
genseitige Überbietung erfolgt zwischen den Mit- 
gliedstaaten und den einzelnen Regionen innerhalb 
der Mitgliedstaaten. 

Dieses gegenseitige Überbieten ist aus folgenden 
Gründen sehr schädlich: 

— Zunächst einmal können die Beihilfen, wie be- 
reits erwähnt, zwar vorübergehend die Unzu- 
länglichkeit der für die gewünschte Wirtschafts- 
tätigkeit in einer Region erforderlichen Aus- 
rüstungen ausgleichen, aber sie schaffen diese 
Ausrüstungen nicht; sie sind keine Antwort auf 
das wirkliche Problem der Umgestaltung der 
Standortbedingungen und können diesen Umge- 
staltungsprozeß sogar verzögern. 

— Sodann ist diese gegenseitige Überbietung eine 
Quelle der Verschwendung öffentlicher Gelder: 
da der Anreizeffekt von der Größe der zugunsten 
derjenigen Region geschaffenen Disparität ab- 
hängt, die man fördern will, muß der Vorteil auf 
der Grundlage der niedrigstmöglichen Höhe ge- 
schaffen werden. 

Diese Feststellungen sind zwar leicht zu treffen, 
doch ist es schwer, die schädlichen Auswirkungen 
zu beseitigen: 

— Zunächst einmal ist es bereits auf nationaler 
Ebene schwierig, die tatsächlichen Unterschiede 
zwischen den einzelnen Regionen hinsichtlich 
der Standortbedingungen für die verschiedenen 
Wirtschaftstätigkeiten zu beurteilen; in diesem 
Zusammenhang spielen nicht wägbare, vor allem 
psychologische, klimatische u. a. Faktoren, eine 
wichtige Rolle; 

— sodann stößt man in der Gemeinschaft auf Unter- 
schiede der wirtschaftlichen und sozialen 
Systeme der Mitgliedstaaten, die nur dann wirk- 
lich überwunden werden können, wenn die Be- 
dingungen eines Einheitsmarktes innerhalb der 
Wirtschaftsunion zustandegekommen sind; 

— weiterhin erfordern die gebotenen Umwandlun- 
gen der Regionalstrukturen sowohl innerhalb 
eines Mitgliedstaates als auch innerhalb der Ge- 
meinschaft Zeit. Die Umgestaltung der Infra- 
strukturen und die Beihilfen gehen somit bei der 
regionalen Entwicklungspolitik häufig Hand in 
Hand; 

— eine zusätzliche Schwierigkeit bildet schließlich 
die mangelnde Transparenz einiger allgemeiner 
Beihilfensysteme oder bestimmter Beihilfen-Mo- 
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dalitäten innerhalb dieser allgemeinen Regelun- 
gen. 

Da jedoch für ein besseres Gleichgewicht der Re- 
gionen die Unternehmensbeihilfen die Schaffung der 
Standortbedingungen nicht zu ersetzen vermögen, 
können die mit der gegenseitigen Beihilfenüberbie- 
tung verbundenen Gefahren und Verschwendungen 
weitgehend vermieden werden. Es erscheint berech- 
tigt, in diesem Zusammenhang unmittelbar von den 
Erfordernissen des Funktionierens des Gemeinsamen 
Marktes auszugehen. 

Zu diesem Zweck und um die Auswirkungen und 
die Vereinbarkeit der wichtigsten allgemeinen 
Systeme der Regionalbeihilfen mit dem Gemeinsa- 
men Markt beurteilen zu können, hat die Kommis- 
sion im Juli 1968 gemäß Art. 93 des EWG-Vertrags 
ein Verfahren zur vorherigen Prüfung der Einzel- 
fälle vorgesehen, in denen der Betrag der Beihilfe 
500 000 RE in Subventionsäquivalenten erreicht oder 
überschreitet. 

Bei der Prüfung der Einzelheiten für die Anwen- 
dung dieses Verfahrens zeigte sich jedoch, daß 
eine Alternativlösung im Sinne einer Harmonisie- 
rung und besseren Transparenz der allgemeinen Re- 
gelungen für die Regionalbeihilfen möglich er- 
scheint. Diesbezügliche Arbeiten sind im Gange. 

Das Endziel der Beihilfenpolitik, welche die Kom- 
mission später betreiben will, ist eine umfassendere 
Harmonisierung nach folgenden Grundsätzen: 

— Die Regelungen für die Zuteilung der Beihilfen 
müßten in den Mitgliedstaaten die gleiche An- 
reizwirkung für alle Regionen mit ähnlichen 
Merkmalen haben. Die in Kapitel III niederge- 
legte Analyse der verschiedenen Standortregio- 
nen könnte in diesem Zusammenhang eine erste 
Basis bilden. Eine derartige Analyse soll gestat- 
ten, die Lage der Regionen sowohl hinsichtlich 
des Lebensstandards, der Beschäftigung, der Ent- 
wicklungsmöglichkeiten und auch der Erforder- 
nisse bei der Umgestaltung der Standortbedin- 
gungen für wirtschaftlich gesunde Tätigkeiten zu 
berücksichtigen. 

— Der Anreizeffekt der Beihilferegelungen müßte 
sich für jede Regionenart in ein Margensystem 
einfügen, in dem die untere und die obere 
Grenze der Beihilfe in vom Hundert der Investi- 
tionen für jede Maßnahme festgelegt sind. 

— Das gesamte System der harmonisierten Beihil- 
fen müßte in regelmäßigen Zeitabständen einer 
gemeinsamen Prüfung unterzogen werden, damit 
es der Entwicklung angepaßt werden kann, die 
unter Umständen bei den als Grundlage für die 
Harmonisierung gewählten Elementen festge- 
stellt wird. 

Die Koordinierung der Regionalpolitik wird die 
Erreichung dieses Ziels auf dem Gebiet der Beihil- 
fen gewiß erleichtern. 

3. 

Die Umstellungsbeihilfen sind Regionalbeihilfen, 
wenn die Unternehmen, deren Umstellung sie för- 
dern sollen, die Haupttätigkeit einer Region bilden. 


Die bei der Umstellung von EGKS-Unternehmen 
und der Umschulung von Arbeitskräften gewonnene 
Erfahrung zeigt, daß die hierbei angewandten Ver- 
fahren wirtschaftlich und sozial bereits sehr wirk- 
sam sind. 

Der Erfolg der von der Kommission eingesetzten 
Mittel beruht vor allem auf dem System der Zins- 
vergütungen. Auf diese Weise konnte in den Indu- 
strien der EGKS die seit 1965 angelaufene beschleu- 
nigte Umstellung mit relativ bescheidenen Beträgen 
(2 bis 3 Mio RE jährlich) ohne größere Schwierigkei- 
ten vollzogen werden. 

Die Kommission stellt mit größtem Interesse fest, 
daß die Entwicklung in den verschiedenen Ländern 
zu einer zunehmenden Intensivierung der Umstel- 
lungsmechanismen führt. 

Eine geeignete Reform des Sozialfonds sollte die 
berufliche Mobilität der Arbeitskräfte auf bestmög- 
liche Weise erleichtern. 

Es muß jedoch hervorgehoben werden, daß der 
Erfolg der Umstellungsbeihilfen größer wäre, wenn 
sie sich an genügend definierten sektoriellen Per- 
spektiven ausrichten könnten. 

4. 

Wenn auch alle Beihilfen einen Anreizeffekt auf 
die Entwicklung, die Umschulung von Arbeitskräf- 
ten oder die Umstellung von Unternehmen ausüben 
sollen, so könnte sich in einzelnen Regionen eine 
Unterstützung aus rein sozialen Gründen als not- 
wendig erweisen; in diesen Fällen muß jedoch von 
dem Grundsatz ausgegangen werden, daß eine 
solche Unterstützung auf den für die Durchführung 
der dringend vorzunehmenden Änderungen not- 
wendigen Zeitraum begrenzt wird. 


B. über eine Umgestaltung des Rahmens der Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften für die Wirtschaft 

1 . 

Bestimmte Mittel der allgemeinen Wirtschafts- 
politik, die nicht unmittelbar als Instrumene der Re- 
gionalpolitik gelten, können dennoch einen erheb- 
lichen Einfluß auf die Standortbedingungen haben. 
Es handelt sich dabei um eine Anzahl allgemeiner 
Bestimmungen und Regelungen innerhalb des in- 
stitutionellen Rahmens der Wirtschaft. 

Ebenso wie die technischen Infrastrukturen oder 
die Verwaltungssysteme — wie wir bereits oben 
gesagt haben — im allgemeinen entsprechend den 
Erfordernissen einer den traditionellen Standort- 
zwängen unterworfenen Gesellschaft aufgebaut 
wurden, so können auch diese institutionellen Rah- 
men von herkömmlichen Struktursituationen ge- 
prägt sein. 

Wo dies der Fall ist, können die neuen Möglich- 
keiten, welche die Technik für eine freie Entschei- 
dung bei der Standortwahl eröffnet, durch diesen 
institutioneilen gesetzlichen oder verwaltungsrecht- 
lichen Rahmen ernstlich eingeschränkt werden. Als 
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Beispiel sei die Tarifbildung im Verkehrswesen ge- 
nannt, deren Wirkung sich mit derjenigen der her- 
kömmlichen Strukturtypen kumuliert; zu nennen 
sind auch die Systeme der Warenpreisbildung: je 
nachdem, ob es sich um Erzeugerpreise oder um 
Vergleichortspreise oder um allgemeine Einstands- 
preise handelt, geben sie ein unterschiedliches Bild 
von der Marktgeographie, den Besteuerungssyste- 
men usw. 

So notwendig der Ausgleich dieser Verzerrungen 
vorübergehend auch sein mag, ist er — abgesehen 
von den damit verbundenen Ermessensproblemen — 
ohne Zweifel nicht das beste Mittel, derartigen Si- 
tuationen zu begegnen. Es wäre besser, den institu- 
tioneilen Rahmen unmittelbar den neuen Erforder- 
nissen der Wirtschaftsstruktur anzupassen. Dies ist 
eine wichtige Frage, die zu prüfen ist und Anlaß zu 
Reformen geben sollte. 


C. über harmonisierte Statistiken und regionale 
Entwicklungspläne 

Im Interesse einer größeren Wirksamkeit der In- 
strumente ist auch eine Zusammenfassung der sta- 
tistischen Information und der eigentlichen Maß- 
nahmen erforderlich. 

1 . 

Die Kommission mißt den Regionalstudien, an 
denen sie sich auf Wunsch der Mitgliedstaaten be- 
teiligt, sehr großes Interesse bei. Diese Studien 
haben in zahlreichen Fällen wirksam zur Verbesse- 
rung der regionalen Verhältnisse beigetragen. 

Sie ist jedoch der Auffassung, daß man sich davor 
hüten muß, den zahlreichen Untersuchungen, die 
über die einzelnen Regionen der Gemeinschaft an- 
gestellt worden sind, weitere hinzuzufügen. Sie muß 
feststellen, daß es ziemlich oft an wesentlichen An- 
gaben fehlt, was einen ständigen Bedarf an neuen 
Studien erklärt. Es muß daher auf Gemeinschafts- 
ebene alles darangesetzt werden, diese wesentlichen 
Angaben in koordinierter und zielstrebiger Arbeit 
auf gemeinsamer Grundlage zu erstellen. Durch eine 
besser organisierte systematische Informations- 
arbeit könnte man dann auf direktem Wege regio- 
nale Vorhaben verwirklichen, die ja das eigentliche 
Ziel jeder regionalpolitischen Untersuchung dar- 
stellen. 

2 . 

Desgleichen käme es den regionalpolitischen Maß- 
nahmen zugute, wenn sie in Form von regionalen 
Entwicklungsplänen zusammengefaßt würden. Diese 
Tendenz läßt sich im übrigen in den Mitgliedstaaten 
feststellen. Es wird immer nötiger, diese Programme, 
vor allem für die Grenzgebiete, auf Ebene der Ge- 
meinschaft miteinander zu vergleichen. Wenn sich 
diese Programme — wie dies oftmals der Fall ist — 
mit Infrastrukturen befassen, die sich über die natio- 
nalen Hoheitsgebiete hinaus auswirken, muß auf 
Ebene der Gemeinschaft die bestmögliche Koordi- 
nierung angestrebt werden. 


D. Die Wahl der Prioritäten 

Das Ausmaß der für die gesamten Aktionen der 
Regionalpolitik in den verschiedenen Regionenarten 
einzusetzenden Mittel wirft unvermeidlich das all- 
gemeine Problem der Wahl der Prioritäten auf. 

Diese Wahl scheint von vornherein durch die 
folgende Alternative begrenzt zu sein: 

— Sollen die Regionen mit den größten Schwierig- 
keiten vorrangig behandelt werden, selbst wenn 
ihre Vorhaben die kostspieligsten sind und de- 
ren Ausführungen die längste Zeit in Anspruch 
nehmen und am spätesten rentabel werden? 

— Oder aber sollten die Regionen mit den gering- 
sten Schwierigkeiten, d. h. solche in denen die 
eingesetzten Mittel am schnellsten die besten 
Ergebnisse zeitigen, den Vorrang erhalten? 

Es ist einleuchtend, daß eine kurzfristige Wirt- 
schaftlichkeitsrechnung dazu führen würde, der 
zweiten Möglichkeit den Vorzug zu geben. Sie ist 
die Methode, die natürlicherweise von den privaten 
Unternehmen angewandt würde; sie stört auch am 
wenigisten die bestehende Wirtschaftsordnung und 
würde die Finanzen schaffen, die für die strukturel- 
len und infrastrukturellen Umgestaltungen nötig 
sind. 

Umgekehrt sprechen soziale und politische Argu- 
mente unmittelbar für eine Vorrangstellung der 
Regionen mit den größten Schwierigkeiten, selbst 
wenn die üblicherweise aufgestellten Wettbewerbs- 
bedingungen dadurch empfindlich gestört werden 
sollten und selbst wenn die Ergebnisse der Investi- 
tionen länger auf sich warten ließen oder unsicher 
sein sollten. 

In der Praxis ist die Entscheidung also nicht so 
einfach; die Alternative ist nicht so eindeutig, und 
sie führt insbesondere auf Klippen, die vermieden 
werden müssen. 

Es muß vermieden werden, daß aufgrund der ver- 
ständlichen Hinneigung zu einer kurzfristigen Wirt- 
schaftlichkeitsrechnung den bestehenden Strukturen 
und Infrastrukturen, die weitgehend die Bedingun- 
gen des bestehenden Wettbewerbs bestimmen, eine 
zu große Bedeutung beigemessen und nicht zuletzt 

— insbesondere aufgrund der natürlichen Tenden- 
zen des Privatinteresses — eine Vergrößerung des 
Abstands zwischen den ausgerüsteten Regionen und 
denjenigen bewirkt wird, die ohne Ausrüstung sind 
oder deren Ausrüstung den Anforderungen einer 
modernen Wirtschaft nicht genügt. Zu diesem Zweck 
muß die öffentliche Hand ihre Bemühungen auf die 
im Hinblick auf die wirtschaftliche, soziale und kul- 
turelle Ausrüstung am stärksten benachteiligten 
Regionen lenken, und zwar indem sie in die Wirt- 
schaftlichkeitsrechnung einzelne Kostenelemente, 
insbesondere die Sozialkosten, einschleust sowie ge- 
wisse Gemeinschafts- oder Einzelziele, die keiner 
finanziellen Schätzung auf dem Markt unterliegen. 

Es muß jedoch ebenfalls vermieden werden, daß 
ein zu großer Teil der öffentlichen Investitionen für 
Investitionen mit langfristiger und bisweilen selbst 
ungewisser Rentabilität ausgegeben werden, die 
geeignet sind, die allgemeine wirtschaftliche Ent- 
wicklung aufzuhalten; dabei könnte sich ein kumu- 
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lativer Prozeß entwickeln, der allmählich die Auf- I 
bringung der für die geplanten Vorhaben notwendi- 
gen Mittel verhindern würde. Zu diesem Zweck muß 
die öffentliche Hand, insofern sie sich die Erforder- 
nisse des Wirtschaftswachstums vor Augen hält, die 
Entwicklungsbedingungen der Regionen, die pro- 
duktionsfähig sind, fördern und die in bezug auf 
ihre Rentabilität weniger gewissen Vorhaben zeit- 
lich staffeln. 

Eine Verteilung der Maßnahmen der öffentlichen 
Hand, die die oben erwähnten zwei Klippen ver- 
meiden will, darf jedoch keiner Verzettelung gleich- 
kommen, die zur Verschwendung führt. 

In den vorhergehenden Ausführungen wurde im- 
mer wieder betont, daß die Maßnahmen auf Ent- 


wicklungszentren und Schwerpunkte konzentriert 
werden müssen. Es handelt sich hauptsächlich um 
ihre zeitliche Staffelung. Hieraus ergibt sich die Not- 
wendigkeit einer hinlänglich intensiven Program- 
mierung der gesamten Regionalpolitik. So gesehen 
könnte das Gleichgewicht um so leichter erreicht 
werden, als es an Hand gemeinschaftlicher Gegen- 
überstellungen angestrebt wird. 

Im gleichen Sinne sollte regelmäßig auf Gemein- 
schaftsebene, von den Mitgliedstaaten und der Kom- 
mission, eine gewisse Anzahl vorrangiger Regionen 
in jedem Mitgliedstaat ausgesondert werden, auf 
die sich insbesondere die der Gemeinschaft zur Ver- 
fügung stehenden Aktionsmittel konzentrieren 
können. 
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